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Die Richtung entscheidet

Besonders konkret werden die gesellschaftli-
chen Herausforderungen beim Thema Wohnen. 
Münster zählt zu den lebenswertesten Städten 
Deutschlands. Doch Lebensqualität bemisst sich 
nicht allein an Grünflächen, Kultur oder Fahrrä-
dern. Sie zeigt sich auch darin, ob Menschen sich 
ihre Wohnung noch leisten können. Wenn stei-
gende Mieten zur Sorge werden und bezahlbarer 
Wohnraum knapper wird, gerät ein Grundbedürf-
nis unter Druck. Die Diskussion um Mieterhöhun-
gen macht deutlich, wie eng soziale Gerechtigkeit 
und kommunale Entwicklung miteinander verbun-
den sind.

Auch über diese Schwerpunkte hinaus zieht sich 
ein gemeinsamer Gedanke durch das Heft. Ob es um 
Rentenpolitik, prekäre Beschäftigung bei Lieferdiens-
ten, internationale Entwicklungen in Venezuela oder 
die verbindende Kraft der Musik geht – stets ste-
hen Menschen im Mittelpunkt, ihre Lebensrealitä-
ten, ihre Hoffnungen und ihre Sorgen. Gesellschaft 
entsteht dort, wo politische Entscheidungen auf 
persönliche Erfahrungen treffen.

Das ist die Aufgabe eines Magazins: nicht nur Er-
eignisse zu beschreiben, sondern Zusammenhänge 
sichtbar zu machen. Hinter jeder Schlagzeile stehen 
Menschen, deren Geschichten mehr erzählen als 
bloße Zahlen oder politische Parolen. Sie verdienen 
Aufmerksamkeit, Einordnung und manchmal auch 
Widerspruch.

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre – und 
vielleicht den einen oder anderen neuen Blick auf 
Themen, die uns alle betreffen.

Christoph Theligmann

C
h

ri
st

o
p

h
 T

h
el

ig
m

an
n

E D I T O R I A L  _ 

E
s gibt Ausgaben eines Magazins, deren 
Themen zunächst ganz unterschiedlich er-
scheinen – und sich am Ende doch um die-
selbe Frage drehen. Diese Ausgabe gehört 

dazu. Ob Sozialstaat, Theater, Wohnungsmarkt 
oder Arbeitswelt: Immer geht es darum, wie wir 
als Gesellschaft miteinander umgehen und welche 
Verantwortung wir füreinander übernehmen.

„Reform“ ist eines der meistgebrauchten poli-
tischen Schlagworte unserer Zeit. Kaum eine Re-
gierung kommt ohne Reformen aus, kaum eine 
Debatte ohne den Ruf nach Veränderung. Doch 
Reformen sind kein Selbstzweck. Sie entscheiden 
darüber, wie Chancen verteilt werden, wer ab-
gesichert ist und wer die Folgen gesellschaftlicher 
Veränderungen tragen muss. Die Beiträge unse-
res Titelthemas fragen deshalb nicht nur, ob der 
Sozialstaat reformiert werden muss, sondern vor 
allem in welche Richtung. Denn zwischen Sparen 
und Investieren, Eigenverantwortung und Soli-
darität liegen politische Entscheidungen, die den 
Alltag von Millionen Menschen prägen.

Dass Geld weit mehr ist als eine Währung, zeigt 
auch unsere Kulturgeschichte über das Theater-
stück „Nein zum Geld!“. Die absurde Ausgangsidee 
– jemand lehnt einen Millionenbetrag ab – entwi-
ckelt sich zu einer ebenso klugen wie bissigen Aus-
einandersetzung mit Gier, Moral und der Frage, 
ob sich Glück überhaupt kaufen lässt. Was auf der 
Bühne überspitzt erscheint, wirkt oft erstaunlich 
nah an unserer Wirklichkeit.
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Euer Geld will ich nicht

Das Theaterstück „Nein zum Geld!“ 
von Flavia Coste ist eine kluge, rasante 
Gesellschaftssatire, die zunächst leicht 
und komisch wirkt, dann aber sehr 
schnell ins Moralisierende, Bittere und 
fast Grausame kippt. Eine pointierte 
Komödie über Geld, über Werte und 
menschliche Gier, die gerade von ihrer 
Zuspitzung lebt.
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Wie stets übersehen                     

10 Protest     
Nennt es nicht Reform        

12 Rente II    
Die Rente ist sicher - eigentlich       

14 Glosse      

Wenn der Postmann niemals 
klingelt

MÜNSTER     

16  Müll     
Mehr als Abfall           

18 Wohnungsrat    
Keine überteuerten Mieten 
mehr     

20 Nur Theater    

Wenn Geldsegen nicht  

gewollt ist     

22 Lese Romantik      
Träumen erlaubt        

ZUM LEBEN ZU WENIG        

23 Prekär beschäftigt     
Die Ausbeutung der  

Liefer dienste       

24 Wohnungsgesellschaften       
Mieter:Innen sind die Dummen

KULTUR        

26 Venezuela        
Die Lage des Landes           

28 Rudolstadt Festival      
Musik bedeutet Leben

NICHT SPERRIG            

32 KURZNACHRICHTEN & URTEILE             

34 IMPRESSUM

24    
Umstrittene Mietpreiserhöhungen
In Münster sorgt die Mieterhöhungspraxis des Immo-
bilienkonzerns LEG für Kritik. Der Mieter:Innenschutz 
Verein Münster und Umgebung e.V. (MSV) wirft dem 
Unternehmen vor, regelmäßig Mieterhöhungsverlangen 
zu verschicken. Für rund 6.000 Wohnungen in Münster 
ist die LEG der Vermieter.

I N H A L T  _ 

Foto: Agneta Becker

6
Reformieren heißt umgestalten

Wenn der Staat nicht umverteilt, tut es niemand.  
Also sollte er für genügend Umverteilung sorgen,  
auch für eine intakte Infrastruktur. Sonst ist die Sorge  
groß, dass die Zahl derer, die kein gutes Leben  
führen können, übermäßig wird. 
Zu immens, als dass das Land handlungsfähig bleibt. 
Die Gesellschaft ist am Scheideweg, die Politik  
nennt es Reform.

Foto: Wolfgang Borchert Theater
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Rentenreform: 
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WARUM JUNGE MENSCHEN 
DIE GRÖSSTEN VERLIERER 

SEIN KÖNNTEN
Private Vorsorge wird immer wichtiger – doch ausgerechnet sie gerät 

durch die neue Grundsicherung stärker unter Druck
Von Christoph Theligmann

Die gesetzliche Rente wird für viele junge Menschen 
künftig kaum noch ausreichen. Gleichzeitig fordert die 
Politik mehr Eigenverantwortung bei der Altersvor-
sorge. Doch die Reform der Grundsicherung könnte 
genau diejenigen bestrafen, die privat vorsorgen.  

Wer arbeitslos wird oder Lücken in seiner Erwerbs-

biografie hat, riskiert unter Umständen, sein über 
Jahre aufgebautes Vermögen für den Lebensunter-
halt aufbrauchen zu müssen. Das wirft Fragen nach 
der Fairness der Reform auf.

Collage: Agneta Becker
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Mehr Eigenverantwortung 
– aber zu welchem Preis?

Seit Jahren macht die Politik deut-
lich, dass sich die gesetzliche Ren-
te zunehmend von einer umfassen-
den Alterssicherung zu einer Grund-
versorgung entwickelt. Gerade jünge-
re Generationen sollen deshalb ver-
stärkt privat vorsorgen. ETF-Sparplä-
ne, Aktienfonds oder andere lang-
fristige Geldanlagen gelten dabei als 
sinnvolle Ergänzung zur gesetzlichen 
Rente.

Doch genau an diesem Punkt ent-
steht ein Widerspruch. Mit der Ein-
führung der neuen Grundsicherung 
werden die Vermögensregeln deut-
lich verschärft. Wer seinen Arbeits-
platz verliert und auf staatliche Unter-
stützung angewiesen ist, muss künf-
tig wesentlich früher auf sein eige-
nes Erspartes zurückgreifen. Damit 
steigt das Risiko, dass ausgerechnet 
das Geld, das eigentlich für den Ru-
hestand vorgesehen war, schon Jahre 
oder Jahrzehnte vorher aufgebraucht 
werden muss.

Arbeitslosigkeit kann  
jeden treffen

Oft wird argumentiert, jeder sei 
selbst dafür verantwortlich, nicht auf 
staatliche Leistungen angewiesen zu 
sein. Diese Sichtweise greift jedoch 
zu kurz. Arbeitslosigkeit entsteht kei-
neswegs immer durch persönliches 
Fehlverhalten.

Wirtschaftliche Krisen, Unterneh-
mensinsolvenzen oder Stellenabbau 
können jeden Arbeitnehmer treffen. 
Hinzu kommen gesundheitliche Prob-
leme oder familiäre Verpflichtungen, 
die eine Erwerbstätigkeit zeitweise 
unmöglich machen. Gerade junge El-
tern oder Menschen mit schweren Er-
krankungen erleben häufig Phasen, in 
denen eine kontinuierliche Erwerbstä-
tigkeit nicht möglich ist. Lücken in der 
Erwerbsbiografie sind deshalb keine 
Ausnahme mehr, sondern gehören für 
viele Menschen inzwischen zur Reali-
tät. Wer in einer solchen Situation sei-

ne Altersvorsorge auflösen muss, ver-
liert einen wichtigen Baustein seiner 
finanziellen Zukunft.

Der Zinseszinseffekt  
braucht Zeit

Private Altersvorsorge lebt vor al-
lem von einem Faktor: Zeit. Wer früh 
beginnt, regelmäßig Geld anzulegen, 
profitiert über Jahrzehnte vom soge-
nannten Zinseszinseffekt. Dabei er-
wirtschaften nicht nur die eingezahl-
ten Beträge Erträge, sondern auch 
die bereits erzielten Gewinne werden 
erneut verzinst.

Genau dieser langfristige Vermö-
gensaufbau wird jedoch unterbro-
chen, wenn angespartes Kapital wäh-
rend einer Phase der Arbeitslosig-
keit verbraucht werden muss. Die 
später entstehenden Verluste lassen 
sich kaum noch ausgleichen. Selbst 
wenn nach einigen Jahren wieder re-
gelmäßig gespart wird, fehlt die Zeit, 
in der das Vermögen bereits hätte 
wachsen können. Besonders junge 
Menschen verlieren dadurch einen 
ihrer größten Vorteile: den langen 
Anlagehorizont.

Demografischer Wandel 
verschärft das Problem

Die Herausforderungen für das Ren-
tensystem wachsen seit Jahren. Im-
mer weniger Erwerbstätige finanzie-
ren immer mehr Rentnerinnen und 
Rentner. Während Anfang der 1990er-
Jahre noch deutlich mehr Beitragszah-
ler auf einen Rentenempfänger ka-
men, verschlechtert sich dieses Ver-
hältnis kontinuierlich.

Für die jüngeren Generationen be-
deutet das, dass sie voraussichtlich 
geringere Leistungen aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung erhalten 
werden als heutige Rentner. Umso 
wichtiger wird deshalb der Aufbau 
einer zusätzlichen privaten Alters-
vorsorge. Wenn jedoch genau diese 
Rücklagen bei einer vorübergehen-
den Arbeitslosigkeit aufgebraucht 
werden müssen, verschlechtert sich 

die finanzielle Perspektive vieler jun-
ger Menschen erheblich.

Neue Regeln erhöhen  
das finanzielle Risiko

Mit der neuen Grundsicherung wur-
den die Vermögensfreibeträge abge-
senkt und stärker nach Alter gestaf-
felt. Wer Leistungen beantragt, darf 
künftig weniger eigenes Vermögen 
behalten als bisher. Außerdem ent-
fällt die bisherige großzügigere Schon-
frist weitgehend. Besonders betroffen 
sind Sparformen wie ETF-Depots oder 
andere frei verfügbare Geldanlagen. 
Zwar bleiben einige staatlich geförder-
te Altersvorsorgeprodukte geschützt. 
Diese spielen in der Praxis jedoch bis-
lang nur eine begrenzte Rolle oder gel-
ten wegen hoher Kosten und geringer 
Renditechancen für viele Sparer als 
wenig attraktiv.

Damit entsteht eine Ungleichbe-
handlung verschiedener Vorsorgefor-
men. Ausgerechnet moderne und kos-
tengünstige Anlageformen, die be-
sonders junge Menschen bevorzu-
gen, können im Ernstfall zum Problem 
werden.

Eigenverantwortung  
braucht verlässliche 
Rahmenbedingungen

Es ist nachvollziehbar, dass der Staat 
erwartet, dass Bürgerinnen und Bür-
ger Verantwortung für ihre finanzielle 
Zukunft übernehmen. Eigenvor sorge 

>> Wer seinen  

Arbeitsplatz verliert  

und auf staatliche Unter-
stützung angewiesen ist, 
muss künftig wesentlich 
früher auf sein eigenes 

Erspartes zurück - 

greifen.  <<

r
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funktioniert jedoch nur dann, wenn 
die politischen Rahmenbedingungen 
langfristig verlässlich sind.

Die junge Generation braucht 
Planungssicherheit

Wer über Jahrzehnte konsequent 
spart, sollte nicht befürchten müssen, 
dass sein Alterskapital bereits nach 
einer vorübergehenden Phase der 
Arbeitslosigkeit vollständig oder teil-
weise verloren geht. Sonst entsteht 
der Eindruck, dass sich langfristiges 
Sparen kaum lohnt. Eine mögliche Lö-
sung wäre deshalb, privat angespar-
tes Altersvorsorgevermögen – insbe-
sondere langfristige ETF-Sparpläne – 

stärker vor dem Zugriff im Leistungs-
bezug zu schützen. Dadurch bliebe die 
Motivation erhalten, frühzeitig für das 
Alter vorzusorgen.

Die Reform der Grundsicherung ver-
folgt das Ziel, Menschen schneller 
wieder in Arbeit zu bringen und staat-
liche Ausgaben zu begrenzen. Dieses 
Anliegen ist grundsätzlich nachvoll-
ziehbar. Gleichzeitig dürfen jedoch 
die langfristigen Folgen für die Alters-
vorsorge nicht außer Acht gelassen 
werden.

Gerade junge Menschen stehen be-
reits vor großen Herausforderun-
gen: steigende Wohnkosten, unsiche-

>> Eine mögliche  

Lösung wäre deshalb, 
privat angespartes Alters-

vorsorgevermögen –  
insbesondere langfristige 
ETF-Sparpläne –  
stärker vor dem Zugriff  
im Leistungsbezug zu 

schützen. <<

re Arbeitsmärkte und ein Rentensys-
tem, das unter dem demografischen 
Wandel zunehmend unter Druck ge-
rät. Wenn zusätzlich das Risiko steigt, 
im Falle einer Arbeitslosigkeit die müh-
sam aufgebaute private Altersvorsor-
ge auflösen zu müssen, verschlechtert 
sich ihre finanzielle Perspektive weiter.

Eine nachhaltige Rentenpolitik soll-
te deshalb nicht nur Eigenverantwor-
tung einfordern, sondern diese auch 
konsequent unterstützen. Denn wer 
früh und regelmäßig vorsorgt, entlas-
tet langfristig auch den Sozialstaat. 
Dafür braucht es Regeln, die lang-
fristiges Sparen belohnen und nicht 
bestrafen.

Foto: Agneta Becker
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Monat September erhalten. Ende Sep-
tember erhält sie nur noch die gerin-
ge Restzahlung (50,- Euro) für den kom-
menden Monat Oktober. Zur Begrün-
dung führt das Jobcenter aus: Da sie ja 
nun im Oktober Geld von ihrem neu-
en Arbeitgeber erhalte, erübrigten sich 
die regulären Zahlungen des Jobcen-
ters. Weil das Jobcenter die Leistungen 
im Voraus erbringt (Ende September für 
Oktober). Steht Petra K. Anfang Oktober 
nahezu ohne Geld da. Denn der  Arbeit-
geber zahlt ja erst zum Monatsende. 

Hintergrund ist hier die vom Jobcen-
ter angewandte „Zuflusstheorie“, die 
besagt, dass alle Einkommen im lau-
fenden Monat angerechnet werden. 
Dies ganz unabhängig davon, wann ge-
nau diese Zahlung im Monat erfolgt. Bei 
einem Einkommen, das erst am Ende 
des Monats zufließt, wird davon aus-
gegangen, dass es im ganzen Monat 
zur Verfügung steht. Aber diese Theo-
rie macht nicht satt. Und den Vermie-
ter Anfang des Monats auf die Lohnzah-
lung am Ende des Monats zu verweisen 
ist nicht ratsam. 

Die Merz-Regierung wird nicht 

müde, die Geschichte der angeblich 
arbeitsunwilligen Leistungsbezie-

henden zu erzählen. Was sie dabei 
verschweigt ist die schlichte Tatsa-

che, dass sie selber die Arbeitsauf-
nahme behindert. Denn die Anrech-

nung von Einkommen bei dem Be-

zug von Jobcenter-Leistungen kann 
zu seltsamen Ergebnissen führen. 

W
er eine Arbeit aufnimmt 
muss oft erst mal Schulden  
machen. Petra K. ist glück-

lich. Endlich hat sie einen Job gefunden. 
Einen Job, der sie und ihre beiden Kin-
der ernähren kann. In Zukunft wird sie 
soviel verdienen, dass sie nur noch zu 
einem ganz geringen Teil auf Leistun-
gen des Jobcenters angewiesen ist (nur 
noch 50,- Euro). Am ersten Oktober soll 
die Stelle beginnen. Das erste Gehalt 
würde sie also Ende Oktober erhalten. 

Das letzte reguläre Geld vom Jobcen-
ter hat sie schon Ende August für den 

Also bleibt Petra K. nur übrig, beim 
Jobcenter ein Darlehen für den Monat 
Oktober zu beantragen. Mit anderen 
Worten: Ihre neue Arbeitsstelle kann 
sie nur mit der Aufnahme von Schulden 
antreten. Dass dies nicht so sein sollte, 
das hat auch der Gesetzgeber bei den 
Beratungen zu den Hartz-Reformen im 
Jahr 2018 erkannt. In einem Referen-
tenentwurf dazu wurde vorgeschlagen, 
dass das Arbeitseinkommen in solchen 
Fällen erst im darauf folgenden Monat 
anzurechnen sei. Eine ziemlich gute und 
ziemlich einfache Lösung. Am Ende aber 
zu gut und zu einfach wie sich später he-
rausstellte. Denn diese geplante Ände-
rung wurde im endgültigen Gesetzge-
bungsverfahren ersatzlos gestrichen. 

Die Sperre selber hat das Anliegen 
im Vorfeld der letzten Bundestagswahl 
noch einmal aufgegriffen und diesbe-
züglich Kontakt mit der damaligen Mi-
nisterin Svenja Schulze aufgenommen. 
Sie versprach diese Problematik ihrem 
Parteigenossen Hubertus Heil (seiner-
zeit Arbeitsminister) vorlegen zu wol-
len. Was auch wohl so passierte. Aller-
dings gibt es bis heute keine Änderung 
in diese Richtung. Weder durch Heil 
noch durch Waas. Es bleibt also alles 
beim Alten. Mit dem für die Betroffe-
nen so ärgerlichen Effekt: Bei Arbeits-
aufnahme erst mal Schulden machen. 
Das Ablästern über angeblich faule 
Arbeitslose scheint einfach wichtiger 
zu sein. 

Von Norbert Attermeyer

Vorsicht Arbeit!
Wie die Regierung die Arbeitsaufnahme behindert
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In NRW wird in Essen 
demonstriert.

„Die Beschäftigten haben ihre Löhne 
hart verdient und ihre Rechte erkämpft. 
Der Sozialstaat ist kein Geschenk der 
Politik oder der Arbeitgeber. Gute und 
sichere Arbeit, eine bestmögliche Ge-
sundheitsversorgung und ein verlässli-

ches Alterseinkommen sind nicht ver-
handelbar. Ein starker Sozialstaat schafft 
Sicherheit im Wandel. Besonders in Zei-
ten, in denen viele Beschäftigte um ihre 
Arbeitsplätze bangen, sind solidarische 
Absicherungen und gesellschaftlicher 
Zusammenhalt umso wichtiger. Politik 
und Arbeitgeber müssen den Beschäf-
tigten, die mit ihrer Arbeit den Wohl-
stand unseres Landes schaffen, vertrau-
en. (…) Wir stehen auf gegen eine Poli-
tik, die Leistungen kürzt und Arbeits-
rechte beschneidet!“

Mit diesen Worten beginnt der Auf-
ruf des DGB für die Demos am 26. Sep-
tember. Und es wird tatsächlich Zeit, 
auf die Straße zu gehen. Wir gehen auf 
die wichtigsten Punkte ein.   

Ein wichtiges Ziel der Bundesregie-
rung sind die Ausweitung der befriste-
ten Beschäftigung und die Wiederein-

führung der „Kettenbefristung“: „Für 
bis zum 31.12.2030 eingestellte Arbeit-
nehmer ist eine sachgrundlose Befris-
tung bis zu einer Maximaldauer von 
bis zu 48 Monaten und bei einer bis zu 
sechsmaliger Verlängerung möglich. 
Diesbezüglich wird auch eine erneute 
Ersteinstellung bei demselben Arbeit-
geber möglich sein.“ (Zitat aus dem 

Papier der Bundesregierung)

Dies hebelt den bisherigen Schutz 
aus, öffnet Kettenbefristung Tür und 
Tor und belastet vor allem junge Men-
schen und Berufseinsteiger mit zusätz-
licher Unsicherheit. 

Errungenschaft der Arbeiter-
bewegung muss bleiben

Die Entscheidung zur Abschaffung 
des Acht-Stunden-Tages ist aktuell 
vertagt. Für die Gewerkschaften ist 

Auf die Straße 
am 26. September

DGB: Sozialabbau stoppen, Sozialkahlschlag verhindern
Von Carsten Peters

Nach monatelangen, täglich neuen 
Angriffen auf Sozialstaat, Arbeit-
nehmer*innenrechte und Schutz-

rechte aus dem Lager von CDU 
und ihre nahestehenden Organi-

sationen hat die Bundesregierung 
ein Paket von „Sozialreformen“ 
vorgelegt, gegen das sich Wider-
stand regt. 
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klar: Der Acht-Stunden-Tag muss er-
halten bleiben! Es darf kein Zurückfal-
len in Verhältnisse von vor über 100 
Jahren geben. 

Mehr als jede zweite Über-
stunde bleibt unvergütet

Die Auswertung der Jahre 2020 bis 
2024 offenbart: Über die Hälfte al-
ler Überstunden in Deutschland wird 
nicht bezahlt. Für das Jahr 2024 ent-
spricht das einem Arbeitsvolumen 
von rund 638 Millionen unbezahlten 
Stunden – ein strukturelles Ungleich-
gewicht, das vor allem auf Kosten der 
Beschäftigten geht. 

Umgerechnet entspricht das der 
Arbeitszeit von über 750.000 Voll-
zeitstellen. (aus: DGB-Index „Guten 

Arbeit“). Und die Zahl der Arbeitslo-
sen hat vor kurzem die 3-Millionen-
Marke überschritten.

Abschaffung der Rente  
mit 63

Die Rente mit 63 Jahren, also nach 
45 Beitragsjahren, wird abgeschafft, 
ebenso so alle weiteren Forderungen 
der Rentenkommission übernommen 
und umgesetzt werden. Also Arbeiten 
bis 69. Zwar wurde der aktuelle Ren-
tensatz mit 48% noch einmal für 5 Jah-
re festgeschrieben, allerdings gegen 
erheblichen Widerstand von Politi-
kern der Jungen Union und denjeni-
gen, denen schon immer an einer (Teil)
Privatisierung der Rente gelegen war.  
Notwendig ist eine Strategie gegen Al-
tersarmut, angesichts zunehmender 
prekärer Beschäftigungsverhältnisse, 
die insbesondere für Frauen eine Ar-
mutsfalle darstellen.

Weniger Geld für Jobcenter 
heißt weniger Unterstützung 
für Arbeitslose

Während der Corona-Zeit ist die 
Bundesagentur für Arbeit in Vorleis-
tung gegangen, um Krisenlasten zu 
bewältigen und Belastungen für vie-
le Menschen aufzufangen. In dieser 
Zeit sind Defizite und Schulden ent-
standen, die von der Politik gewollt 
waren. Notwendig ist daher nun ein 

Schuldenerlass der Bundesagentur 
für Arbeit und ein Ausgleich des ent-
standenen Defizits. Noch nie wurde 
in vergangenen Krisen bei steigenden 
Arbeitslosenzahlen an deren Unter-
stützung gespart. Das darf auch dies-
mal nicht passieren. Weder die Leis-
tungen für die Versicherten noch die 
Betreuungsdichte und schon gar nicht 
die aktive Arbeitsmarktpolitik dürfen 
jetzt beschnitten werden. Eine starke 
und handlungsfähige Bundesagentur 
für Arbeit ist dafür unverzichtbar. 

gen; sowie mehr Unterstützung durch 
verbesserte Kinderbetreuung, um Be-
ruf und Familie zusammenbringen zu 
können.

Wichtiger Punkt ist die fehlende 
Steuergerechtigkeit. Kaum ein Land 
besteuert Arbeitseinkommen so 
hoch wie die Bundesrepublik und 
zugleich Einkommen aus Vermögen 
so gering. 

Es braucht tatsächlich einen Poli-
tikwechsel. Und zwar einen, der das 
ständige Nach-unten-Treten beendet 

Verzicht auf Vermögenss-
teuer und Erbschaftssteuer

Diese Debatten spalten unsere Ge-
sellschaft, gefährden die Demokra-
tie und lösen keine Probleme. Wir Ge-
werkschaften sagen klar: Wir dulden 
keine weiteren Angriffe auf die Be-
schäftigten und den Sozialstaat. Wer 
die Beschäftigten an seiner Seite wis-
sen und die Demokratie stärken will, 
muss gute Löhne und Arbeitsbedin-
gungen sowie die soziale Absicherung 
stärken, statt die Menschen gegenein-
ander auszuspielen.

Gefordert sind mehr Tarifbindung 
in den Betrieben, mehr Gesundheits-
schutz und bessere Arbeitsbedingun-

und tatsächlich das Leben vieler Men-
schen verbessert und nicht erschwert 
und weiter belastet. Der Begriff Re-
form und die Ankündigung derselben 
waren früher ein Versprechen auf 
Verbesserung, heute ist der Begriff 
die Androhung von Sozialabbau, Ar-
beitsverdichtung und Kürzungspolitik 
statt Aufstiegsversprechen. 

Geht mit uns auf die Straße!

Hart verdient!  
DGB-Kundgebung am 26. September  
in Essen | DGB NRW

Aus Münster und der Region fahren Busse nach  

Essen. Hier gibt es weitere Informationen, auch zur An-

meldung für eine Mitfahrt im Gewerkschaftsbus:
https://nrw.dgb.de/mitmachen/aktionstag-sozialstaat/

Abfahrtsorte im Münsterland

Bocholt, Bustreff / ZOH, Europaplatz
Borken, Bahnhof Borken

Coesfeld, Bahnhof Coesfeld

Dülmen, Bahnhof Dülmen

Lengerich, Bahnhofstraße 190a

Münster, Gewerkschaftshaus, Johann-Krane-Weg 16
Nottuln, P+R Beisenbusch
Rheine, Bustreff, Matthiasstraße
Stadtlohn, Busbahnhof Stadtlohn, Gartenstraße 3
Vreden, Busbahnhof, Ostendarper Str. 8
Warendorf, Bahnhof Warendorf

 

Carsten Peters ist Geschäftsführer der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen-

schaft (GEW) und stellvertretender 
DGB-Vorsitzender des DGB-Stadtver-
bandes Münster, sowie Ratsherr der 
Grünen im Rat der Stadt Münster.
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Die Kosten der 
Rentenversicherung
Jüngst wurde eine Untersuchung aus 

dem Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaftlichen Institut zu diesem Thema 
veröffentlicht. Mit überraschenden 
Ergebnissen: Die gesetzliche Renten-
versicherung kostet die Beitragszahl-
er heute und seit etlichen Jahren 
unverändert 18,6 % des Bruttolohns. 
Zum Vergleich: 1997 waren es 20,3 %, 
2009 waren es 19,9 %.

1997 kostete die Deutsche Renten-
versicherung uns 10 % des gesamten 
Volkseinkommens (Bruttoinlandspro-
dukt), 2003 waren es 10,3 % und 
2024 waren es 9,3 % - also deutlich 

weniger. Gleichzeitig hat die Zahl der 
Rentenbeziehenden um 3 Millionen 
zugenommen. 

Immer weniger Menschen würden 
arbeiten und sich auf die faule Haut 
legen. Die Unternehmen fänden keine 
Leute, weil keiner mehr richtig arbeit-
en wolle. Stimmt das? Nein. 

Es wurde noch nie so viele Stunden 
in Deutschland gearbeitet wie 2024, 
Jahr für Jahr sind sie weiter angestie-
gen, sagen die offiziellen Statistiken 
der Bundesagentur für Arbeit. Das 
Renteneinstiegsalter nimmt Jahr für 
Jahr zu. Die Zahl erwerbstätiger alter 
Menschen steigt regelmäßig weiter 
an. Von Arbeitsverweigerung gibt es 
keine Spur.

Der Zuschuss der 
Bundesregierung

Die Bundesregierung beklagt, dass 
sie 29 % des Haushalts der Rentenver-
sicherung bezahlen muss, das ist ein 
Viertel des Bundeshaushalts. Diese Ko-
sten sind jedoch auf politisch gewollte 
Sonderausgaben zurückzuführen. Sie 
sind nicht denen zuzurechnen, die 
arbeiten und Beiträge bezahlen: zum 
Beispiel die Rente aus Kindererzie-
hungszeiten oder der Übergang der 
ostdeutschen Rentenversicherung in 
das westdeutsche System. Zwischen 
1991 und 2003 hatte sich der Bun-
deszuschuss fast verdoppelt auf 33,7 %, 
seitdem sinkt er auf jetzt 29 %.

Viel Stimmung wird gemacht gegen die gesetzliche Rente. Die Rente gilt als zu teuer,  
das sei nicht mehr zu finanzieren, heißt es. Die Leute wollten nicht mehr arbeiten.  
Die Alten würden sich auf Kosten der Jungen einen guten (zweiten) Lenz machen.  

Das lässt sich untersuchen. 

Die Rente 
taugt nichts!?

Von Arnold Voskamp

Oder Bangemachen gilt nicht!Collage: Agneta Becker
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Rente: Rendite und Risiko

Die gesetzliche Rente solle immer 
weniger taugen, sagen viele.  Viel 
besser sei die private Vorsorge, am 
Kapitalmarkt sei zudem eine höhere 
Rendite zu erwirtschaften.

Auch das kann man genauer angu-
cken. Die Rendite der Beiträge in die 
gesetzliche Rente ist je nach persön-
lichen Merkmalen, beispielsweise 
Geschlecht, stabil zwischen 3 % und 
4 %. Das ist so schlecht nicht. Die 

langfristige Rendite am Kapitalmarkt 
ist durchschnittlich etwa 5 %. Am Ka-
pitalmarkt schwankt es jedoch mehr, 
auch abhängig von politischen Ent-
wicklungen. Als Leser mag man ehr-
lich anschauen, wieweit man selbst in 
der Lage ist, die Risiken zu beurteilen 
und die eigene Altersvorsorge ent-
sprechend zu steuern. 

Viele Menschen fühlen sich damit 
überfordert, für mehr als die Hälfte 
der Bevölkerung sind Kapitalan-
lagen böhmische Dörfer. In West-
deutschland sind nach Informationen 
aus dem Bundesarbeitsministeri-
um 52 % aller Menschen nur über 
die Altersrente abgesichert, in Ost-
deutschland sogar 75 %. Kapitalge-
deckte Vorsorge denken sich die 

Menschen aus, die selbst genug Geld 
haben, um damit spielen zu können.

Riester-Rente als  
abschreckendes Beispiel

Der Versuch mit der Riester-Rente 
als privat organisierter Ersatz von ei-
nem Stück gesetzlicher Rente wirkt 
abschreckend. Riestern konnte nur 
für eine ärmere Minderheit lohnen, 
und zwar aufgrund der staatlichen 
Zuschüsse. Für mittlere und höhere 
Einkommen kam dabei weniger her-

aus als bei sonst üblichen Formen 
des Sparens und der Geldanlage, 
insbesondere auch wegen der Ver-
waltungskosten bei Banken und 
Anlage-Fonds. Viele Anbieter von 
Geldanlageprodukten zogen nach 
und nach ihre Angebote zurück, weil 
sie garantieren mussten, dass zu-
mindest das eingezahlte Geld wieder 
herauskommt.

Gering verdienende Menschen hat-
ten jedoch oftmals nichts übrig für 
eine extra Rücklage. Zwar wurden 
die ArbeitgeberInnen entlastet, in-
dem sie ihre Rentenbeiträge senken 
konnten.  Aber es fielen hohe Ver-
waltungskosten an. Nur mit höheren 
Vermögenssummen lohnt sich Ver-
mögensverwaltung. Der einzige Er-

trag, mit dem bei Riester geworben 
wurde, waren auch die Zuschüsse 
des Staates. Letztlich diente die Ri-
esterrente nur dazu, die Arbeitgeber 
bei den Rentenbeiträgen finanziell zu 
ent lasten.

Adenauer ganz schlau –  
Rentenreform 1957

Die gesetzliche Rente ist ein Um-
lageverfahren. Die aktuellen Bes-
chäftigten zahlen für die aktuellen 
Rentnerinnen und Rentner. Das Um-
lage-System wurde 1957 eingeführt 
und ersetzte die kapitalgedeckte Al-
tersrente. Die bis dahin praktizierte 
Rente basierte auf dem Kapitalmarkt, 
der war jedoch politisch bedingt durch 
Rüstungsausgaben und die Folgen des 
zweiten Weltkriegs langfristig zer-
stört und hatte vielen alten Menschen 
Kleinstrenten und die Armut gebracht. 

 
Mit dem Beschluss der Regierung 

Adenauer wurde die Höhe der Rente 
an den Verdienst der aktuell Bes-
chäftigten angeknüpft. Damit waren 
diese nicht abgehängt.  

Solidarität ist auch jetzt das Gebot 
der Stunde, ganz besonders bei welt-
weit zunehmenden politischen Aben-
teuern und gleichzeitig zunehmend-
er Spaltung in arm und reich. Insbe-
sondere die Arbeitnehmer-Gruppe 
in der CDU und die SPD sollten sich 
für das Solidarsystem der Rente ein-
setzen. Man darf die Parteien auch 
gerne anschreiben.

>> Kapitalgedeckte Vorsorge denken sich die Menschen aus, 
die selbst genug Geld haben, um damit spielen zu können. <<
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Die Bundesregierung entdeckt 

den digitalen Sozialstaat. Zumin-

dest teilweise. Wer Arbeitslosen-

geld I erhält, darf sich künftig 
über moderne Kommunikation 
freuen: Nachrichten kommen  

digital, der tägliche Kontrollgang 
zum Briefkasten verliert seinen 
Sinn. Wer hingegen Grundsiche-

rung bezieht, scheint weiterhin als 
lebender Bestandteil der Deut-

schen Post betrachtet zu werden. 
Eine Glosse über zwei Welten, 
einen Sozialstaat – und einen Brief-

kasten mit Klassenbewusstsein.

Willkommen in der ersten 
und zweiten Klasse des 
Sozialstaats

Der deutsche Sozialstaat macht einen 
gewaltigen Sprung ins 21. Jahrhundert. 
Allerdings nicht für alle. Wer Arbeits-
losengeld I bezieht, wird künftig digi-
tal umarmt. Das Amt schreibt E-Mails, 
Nachrichten landen online, Papier 
wird eingespart, Verwaltung wird ef-
fizienter. “Digital first” lautet das 
Zauberwort. 

Fast fühlt man sich wie Kunde 
einer modernen Bank. Wer dagegen 
Grundsicherung bezieht? Der be-
kommt weiterhin den exklusiven Pre-
miumservice der analogen Republik: 
Briefkasten. Briefträger. Briefgeheim-
nis. Und hoffentlich keinen Stau im 
Briefzentrum.

Im digitalen Himmel,  
      im analogen Fegefeuer

Der Briefkasten als 
Schicksalsbehörde
Früher hieß es: “Der Brief ist unter-

wegs.” Heute bedeutet das bei man-
chen Behörden offenbar: “Viel Glück.” 
Denn jeder kennt sie inzwischen: Brie-
fe, die irgendwo zwischen Verteilzent-
rum, Zustellbasis und Realität eine klei-
ne Weltreise unternehmen. Mal dau-
ert es zwei Tage, mal vier, mal eine Wo-
che. Die Deutsche Post nennt das ver-
mutlich Logistik. Für den Empfänger 
kann daraus plötzlich Existenzphiloso-
phie werden.

Ist der Brief unterwegs? Ist er ver-
loren? Liegt er beim Nachbarn? Oder 
genießt er noch den Sonnenunter-
gang im Paketzentrum? Der Betroffe-
ne weiß es nicht. Das Amt weiß nur 
eines: Die Frist läuft.

Digitalisierung? Ja. Aber bitte 
mit Statusnachweis.

Der Staat erklärt voller Stolz, dass die 
tägliche Kontrolle des Briefkastens für 
Arbeitslosengeld-I-Empfänger nicht 
mehr zeitgemäß sei. Ein wunderschö-
ner Satz.

Fast poetisch. “Eine stetige Anwe-
senheit an der Briefpostadresse ist 
nicht mehr zeitgemäß“. Herrlich. Man 
möchte ihn einrahmen. Allerdings 
ausschließlich für Menschen, die zu-
vor Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung gezahlt haben und nun Arbeits-
losengeld I beziehen. Für Grundsiche-
rungsempfänger scheint dagegen wei-
terhin das Jahr 1987 zu gelten. Dort 
ist Anwesenheit an der Briefpostad-
resse offenbar nicht nur zeitgemäß. 
Sie ist Lebensinhalt.

        Wie der Sozialstaat seine Arbeitslosen in zwei  
Geschwindigkeiten sortiert – und warum der Briefkasten für manche 
                              zum Schicksalsautomaten wird
                                  Von Christoph Theligmann

Bild: Agneta Becker

_  T I T E L
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Remote-Arbeitslosigkeit  
für die einen…

Die Bundesregierung spricht inzwi-
schen von einem digitalen Sozialstaat. 
Jobsuche funktioniert künftig remote. 
Die Kommunikation ebenso. Vielleicht 
kommt irgendwann sogar die Push-
Nachricht: “Herzlichen Glückwunsch! Sie 
haben einen Vermittlungsvorschlag er-
halten.” Ein Fingertipp. Alles erledigt. Der 
Staat spart Papier. Der Bürger spart Ner-
ven. So stellt man sich Verwaltung vor.

Briefkastensport  
für die anderen

Währenddessen beginnt in der Grund-
sicherung jeden Morgen die olympische 
Disziplin: Briefkastenkontrolle. Nicht 
einmal. Sondern vorsichtshalber zwei-
mal. Vielleicht hat der Postbote Verspä-
tung. Vielleicht kommt der Brief erst 
nachmittags. Vielleicht morgen. Viel-
leicht nie. Vielleicht lag er versehent-
lich im Haus nebenan. Vielleicht wur-
de er vom Regen eingeweicht. Vielleicht 
existierte er nur theoretisch. Der Bürger 
darf raten. Das Amt kennt keine Zweifel.

Vielleicht kommt künftig alles 
per Einschreiben?

Nun könnte man meinen, wenn Fristen 
so wichtig sind, müsste der Staat doch we-
nigstens sicherstellen, dass Briefe zuver-

lässig ankommen. Vielleicht Einschrei-
ben? Mit Sendungsverfolgung. Mit Zu-
stellnachweis. Mit Unterschrift. Mit 
GPS. Mit Satellitenüberwachung. Mit 
Live-Ticker: “Sehr geehrter Herr Mus-
termann, Ihr Vermittlungsvorschlag be-
findet sich derzeit zwischen Münster-
Stadt und Münster-Wolbeck.“ Das wäre 
immerhin modern. Allerdings kostet 
ein Einschreiben Geld. Und Sparen ge-
hört bekanntlich ebenfalls zum digita-
len Sozialstaat.

 

Der Brief als Beweisstück

Die eigentliche Satire besteht darin, 
dass der Brief längst nicht mehr das 
ist, was er einmal war. Früher war er 
ein zuverlässiges Kommunikationsmit-
tel. Heute ist er manchmal eher eine 
Überraschungsbox. Kommt er? Wann 
kommt er? War er überhaupt da? 
Doch im Zweifel gilt noch immer eine 
alte Behördenweisheit: Wenn das Amt 
ihn abgeschickt hat, muss er doch ir-
gendwann angekommen sein. Physik 
ersetzt Beweisführung.

Zwei Bürger. Zwei Welten.

Es entsteht ein bemerkenswertes 
Bild. Auf der einen Seite der digita-
lisierte Bürger. Er kommuniziert on-
line. Er erhält Nachrichten sofort. Fris-
ten beginnen transparent. Alles nach-
vollziehbar. Auf der anderen Seite der 

analoge Bürger. Er wartet. Auf den Brief. 
Auf den Postboten. Auf den Zufall. Und 
gelegentlich auf die Erklärung, warum 
etwas zu spät gewesen sein soll, obwohl 
der Brief vielleicht selbst erst verspätet 
zugestellt wurde. Digitalisierung nennt 
man heute offenbar den Vorgang, bei 
dem nicht alle digitalisiert werden.

Der digitale Sozialstaat –  
aber bitte selektiv

Natürlich erklärt niemand offiziell, 
dass es zwei Klassen von Leistungsbe-
ziehern geben soll. Das wäre politisch 
ungeschickt. Man formuliert eleganter. 
“Die Änderungen betreffen das Arbeits-
losengeld.” Ein kurzer Satz. Er klingt 
harmlos. Tatsächlich beschreibt er eine 
bemerkenswerte Trennlinie. Hier der 
moderne Verwaltungsstaat. Dort das 
analoge Wartesystem. Hier Push-Nach-
richt. Dort Briefkasten-Roulette.

Die Zukunft ist digital.  
Außer wenn nicht.

Vielleicht erleben wir irgendwann 
auch für Grundsicherungsempfänger 
den großen Sprung ins digitale Zeit-
alter. Vielleicht dürfen sie dann eben-
falls elektronische Bescheide empfan-
gen. Vielleicht gibt es Apps. Vielleicht 
sichere Zustellportale. Vielleicht so-
gar Eingangsbestätigungen. Bis dahin 
bleibt ihnen jedoch der tägliche Blick 
in den Briefkasten. Nicht, weil das be-
sonders modern wäre. Sondern weil 
der Staat ihnen offenbar noch nicht zu-
traut, dass ein Smartphone zuverläs-
siger sein könnte als ein Brief, der ir-
gendwo zwischen Briefzentrum und 
Haustür seine ganz persönliche Work-
Life-Balance entdeckt hat. Der digita-
le Sozialstaat ist also angekommen. Zu-
mindest in der ersten Klasse.

Die zweite wartet derweil weiter auf 
die Post. Hoffentlich kommt sie mor-
gen. Oder übermorgen. Hauptsache, 
die Frist beginnt erst danach. Denn 
eines funktioniert im deutschen Sozial-
staat nach wie vor erstaunlich analog: 
Wer den Brief zu spät erhält, soll im 
Zweifel trotzdem pünktlich reagiert ha-
ben. Das ist keine Digitalisierung, das 
ist Behördensatire, geschrieben von 
der Wirklichkeit selbst.Bild: Agneta Becker

T I T E L  _ 
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Müll erzählt von unseren 
Entscheidungen

Wer über Müll spricht, denkt meist 
an Abfall, Entsorgung oder Recycling. 
Müll löst häufig Ekel aus. Überquel-
lende Mülltonnen oder vermüllte Plät-
ze gelten als Zeichen von Vernachlässi-
gung. Dieses Urteil richtet sich oft nicht 
nur gegen Orte, sondern auch gegen 
die Menschen, die dort leben oder mit 
Müll arbeiten. Müll besitzt deshalb 
eine soziale Dimension, die weit über 
die Entsorgung hinausgeht.

Doch dieser Blick greift zu kurz. Müll 
ist nicht nur das Ende eines Produkt-
lebens, sondern ein Spiegel unseres 

Müll ist mehr als Abfall
Müll verstehen heißt Menschen verstehen

Von Andreas Heusmann

Müll gilt als etwas, das verschwin-

det, sobald die Müllabfuhr kommt. 
Doch er erzählt weit mehr über 

unsere Gesellschaft als über unsere 
Konsumgewohnheiten. Wer genau-

er hinsieht, erkennt: Die Müllfrage 
ist nicht nur eine ökologische He-

rausforderung, sondern auch eine 
Frage nach unseren Werten, unse-

rem Menschenbild und der Art, wie 
gesellschaftlicher Wandel entsteht.

Denkens und Handelns. Alles, was wir 
wegwerfen, erzählt von unseren Ent-
scheidungen: Was halten wir für not-
wendig? Was ist uns wertvoll? Und 
was verliert für uns seinen Sinn?

Müll entsteht nicht zufällig. Er ist 
das Ergebnis unzähliger Entscheidun-
gen beim Einkaufen, Nutzen und Weg-
werfen. Dahinter stehen Vorstellungen 
darüber, was wichtig und sinnvoll ist. 
Unser Umgang mit Müll zeigt deshalb 
auch, wie wir mit Ressourcen, Men-
schen und Ideen umgehen.

Dabei geht es nicht nur um Papier, 
Glas, Kunststoffe oder Elektroschrott. 
Auch verschwendete Zeit, vergessene 
Ideen, ausgegrenzte Menschen oder 
ungelöste Konflikte können als gesell-
schaftlicher oder emotionaler „Abfall“ 
verstanden werden. Immer stellt sich 
dieselbe Frage: Ist etwas wirklich wert-
los geworden – oder fehlt uns nur eine 
neue Perspektive?

Wert entsteht nicht nur 
durch Nutzen

Unsere Gesellschaft verbindet Wert 
häufig mit unmittelbarer Nützlichkeit. 
Was keinen Zweck mehr erfüllt, wird 

aussortiert. Diese Denkweise prägt 
nicht nur unseren Konsum, sondern 
auch unseren Blick auf Menschen, Er-
fahrungen und Beziehungen.

Anders wird der Blick, wenn Wert 
nicht allein am kurzfristigen Nutzen 
gemessen wird. Dann gewinnen Re-
paratur, Wiederverwendung und Re-
cycling ebenso an Bedeutung wie Ver-
söhnung, Fürsorge und die Bereit-
schaft, Menschen oder Ideen nicht 
vorschnell aufzugeben. Nachhaltig-
keit beginnt dort, wo wir erkennen, 
dass Dinge und Menschen mehr sind 
als ihre aktuelle Funktion.

Damit rückt eine grundlegende Fra-
ge in den Mittelpunkt: Was ist wirk-
lich notwendig? Über den Sinn des 
Lebens werden Menschen wohl nie 
vollständig übereinstimmen. 

Die Frage nach dem Notwendi-
gen verbindet jedoch unterschiedli-
che Weltanschauungen. Denn jeder 
Mensch braucht Voraussetzungen für 
ein gelingendes Leben: eine intak-
te Umwelt, sauberes Wasser, frucht-
bare Böden, Gesundheit, Vertrauen 
und Verantwortung. Was wir als not-
wendig erkennen, bewerten wir als 
wertvoll.

Fotos: Andreas Heusmann
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So verändert sich auch der Blick auf 
den Müll. Er ist nicht nur etwas, das 
beseitigt werden muss, sondern macht 
sichtbar, wo wir das Wesentliche aus 
den Augen verloren haben. Jedes 
weggeworfene Produkt stellt die Fra-
ge: War seine Herstellung, sein Kauf 
und sein Verbrauch wirklich notwen-
dig? Müll wird damit zum Gradmesser 
unseres Umgangs mit Ressourcen und 
Verantwortung.

Warum Wissen allein keine 
Veränderung bewirkt

Trotz wachsender Umweltproble-
me fällt es vielen Menschen schwer, 
ihr Verhalten dauerhaft zu verändern. 
Der Grund liegt nicht in fehlenden In-
formationen. Gewohnheiten, Gefüh-
le, soziale Erwartungen, Zeitdruck 
und kurzfristige Vorteile beeinflussen 
unser Handeln oft stärker als rationa-
le Argumente.

Hinzu kommt, dass jeder Mensch 
die Welt auf Grundlage eigener Erfah-

rungen interpretiert. Bedeutung lässt 
sich deshalb nicht einfach übertragen. 
Worte und Bilder liefern keine fertigen 
Antworten, sondern Anregungen, aus 
denen jeder seine eigene Bedeutung 
entwickelt.

Genau hier liegt die Aufgabe guter 
Kommunikation. Sie sollte nicht be-
lehren oder überzeugen, sondern so 
gestaltet sein, dass unterschiedliche 
Menschen mit ihren Erfahrungen an-
knüpfen können. Erst wenn sie Zusam-
menhänge selbst erkennen und mit 
ihrer Lebenswelt verbinden, entsteht 
die Bereitschaft, Verantwortung zu 
übernehmen.

Gesellschaftlicher Wandel entsteht 
deshalb selten durch die perfekte Lö-
sung Einzelner. Er entwickelt sich, 
wenn viele Menschen ihre Sichtwei-
sen verändern und gemeinsam neue 
Gewohnheiten entwickeln. Friedrich 
Dürrenmatts Satz „Was alle angeht, 
können nur alle lösen“ bringt diesen 
Gedanken auf den Punkt. Große Her-
ausforderungen verlangen nach Kom-

munikation, die Brücken baut und ge-
meinsames Handeln ermöglicht.

Die Müllfrage ist deshalb weit mehr 
als ein Umweltthema. Sie berührt 
unser Verständnis vom Menschen und 
davon, wie wir Verantwortung über-
nehmen und Zukunft gestalten. Ent-
scheidend ist nicht der Müll allein, son-
dern wie wir über Konsum, Notwen-
digkeit und Verantwortung denken. 
Wer nachhaltige Veränderungen errei-
chen will, muss nicht nur Stoffkreisläu-
fe organisieren, sondern auch Räume 
schaffen, in denen neue Bedeutungen 
entstehen. 

Müll zu verstehen heißt deshalb 
auch, Menschen zu verstehen – und 
anzuerkennen, dass dauerhafte Verän-
derungen nicht durch immer mehr In-
formationen entstehen, sondern durch 
Kommunikation, die zum Nachden-
ken anregt und gemeinsames Handeln 
ermöglicht.

Andreas Heusmann ist Mitglied der 

Gruppe Polylog Berg Fidel
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Auf Initiative der NRW-Bauministerin 
Ina Scharrenbach und ihres bayri-

schen Kollegen Christian Bernreiter 
hat am 11. Juni dieses Jahres die Son-

der-Bauministerkonferenz beschlos-

sen, der Vergesellschaftung von 
Wohnungsbeständen „strikte Gren-

zen zu setzen“. Wochen später im Juli 
ist die Bundesregierung diesem Vor-

stoß gefolgt und hat beschlossen, ein 
Gesetz zu erarbeiten, das die Verge-

sellschaftung von Wohnraum durch 
die Bundesländer verbieten soll.

„W
ir sind empört. Dieser 
Angriff auf den demo-
kratischen Willen der 

Menschen in Berlin und die Mieter:in-
nen – auch in Münster – muss abge-
wehrt werden“, erklärt Joachim Het-
scher vom Kulturverein Frauenstra-
ße 24, der aktuell mit Vertreter:innen 
verschiedenster lokaler Gruppen die 
Gründung des Wohnungsrates Müns-
ter vorantreibt. Hetscher betonte: „Die 

Vergesellschaftung von Kapitalunter-
nehmen mit mehr als 3000 Wohnun-
gen im Bestand ist in Berlin per erfolg-
reichem Volksentscheid – initiiert von 
„Deutsche Wohnen und Co enteignen“ 
– 2021 von fast 60 Prozent der Berline-
rinnen und Berliner beschlossen wor-
den. Auch wir in Nordrhein-Westfalen 
warten auf das Berliner Gesetz, um Ver-
gleichbares in Düsseldorf umzusetzen.“

Martin Luy vom Wohnprojekt Drub-
bel unterstützte Hetscher in der Ein-
schätzung der Rechtswidrigkeit der ge-
planten Gesetzesinitiative der Bundes-
regierung: „Dies ist klar verfassungs-
widrig. Sowohl gegenüber dem § 15 
des Grundgesetzes als auch gegenüber 
der Berliner Landesverfassung.“

Als Erstunterzeichner des breiten Wi-
derstands „Wohnraumvergesellschaf-
tung bundesweit umsetzen“ (https://
mieteraktionärin.de) und Initiator der 
LEG-Mieter:innen-Initiative Müns-
ter verdeutlicht der Autor: „In Müns-
ter ist besonders stark die LEG vertre-
ten. Sie besitzt über 6000 Wohnun-
gen in der Stadt. Aber auch der größ-
te deutsche Wohnungskonzern, Vono-
via aus Bochum, ist sehr präsent in der 
Domstadt, die sich offiziell sehr offen 
für Immobilieninvestitionen durch Ka-
pitalunternehmen zeigt. Dies führt mit 
zu den hohen und weiterhin stark stei-
genden Mieten in Münster. Die Verge-
sellschaftung ist ein demokratischer 
Hebel zur Begrenzung der Macht die-
ser Konzerne.“

„Blankoscheck für 
Mieterhöhungen“

Während Joachim Hetscher in dem 
Gesetz einen „Blankoscheck für Miet-
erhöhungen“ sieht, befürchtet der Au-
tor insbesondere einen Verlust an 

Wohnkomfort: „Die LEG, aber auch an-
dere börsennotierte Vermieter, schütten 
sehr hohe Dividenden aus. Dies ist nur 
möglich, weil zurzeit auf Modernisierun-
gen und insbesondere Instandsetzungen 
verzichtet wird. Das Problem der ständi-
gen Mieterhöhungen würde sicherlich 
verschärft werden, ist aber auch heute 
schon auf zweifelhafte Maßnahmen der 
Vermieter gestützt.“ So werden bei der 
LEG Immobilien SE angebliche Wohn-
wertvorteile außerhalb des offiziellen 
Mietspiegels der Stadt mit drei Prozent 
auf die Miete aufgeschlagen. Auch wird 
immer wieder versucht, statt den Miet-
spiegel als Grundlage zu nehmen, ein-
fach eigene superteure Vergleichswoh-
nungen in Münster als Mietpreistreiber 
zu verwenden.

„Wohnen ist ein Menschenrecht. Der 
Umgang mit diesem Menschenrecht 
wird heute auch in Münster überwie-
gend dem Kapitalmarkt überlassen. So 
steht nicht die Versorgung der Bevölke-
rung mit Wohnraum, sondern die Ge-
winnerzielung im Vordergrund“, ana-
lysiert Sigrid Bürger vom Wohnprojekt 
„Grüner Weiler“ in Gievenbeck die Si-
tuation in der westfälischen Metropole. 
Dagegen wollen die Stadtteilorganisatio-
nen, Mietervereinigungen und Wohn-
projekte im Wohnungsrat Münster ge-
meinsam streiten: „Statt noch mehr 
Macht für Immobilienkonzerne brau-
chen wir mehr gesellschaftliche Kont-
rolle, damit alle Menschen eine sichere 
und bezahlbare Wohnung haben.“

Sigrid Bürger, Joachim Hetscher (M.) und  
Werner Szybalski vom Initiativkreis „Woh-

nungsrat Münster“. Foto: Wolfgang Bensberg 

Empörung beim  
Wohnungsrat Münster

Von Werner Szybalski

Die offene Gruppe „Wohnungsrat Münster 
i.Gr.“ trifft sich an jedem ersten Sonntag um 
11 Uhr in der Frauenstraße 24. Für Sa., den 
17. Oktober 2026, plant der Wohnungsrat 
im Südviertelhof einen wohnungspoliti-

schen Ratschlag für Münster.  
Kontakt: Kulturverein Frauenstraße24,  
f24@f24-kultur.de.

„Verbot“ der Wohnungsvergesellschaftung
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entwickelt sich zu einem Machtkampf 
über Besitz, Verantwortung und das 
Recht auf ein „vernünftiges“ Leben. 
Das Stück arbeitet damit nicht nur mit 
der Versuchung des Reichtums, son-
dern auch mit der Frage, wie dünn die 
Schicht aus Anstand und Solidarität 
im Alltag eigentlich ist.

Satire, die im Halse stecken 
bleibt

„Nein zum Geld!“ lebt von der Mis-
chung aus Komik und Unbehagen. 
Die Satire lanciert nicht einfach auf 
den Lottogewinn, sondern auf die 
Abgründe, die sich im näheren Um-
feld öffnen, sobald Geld als Möglich-

keit zur Rettung, zur Selbstverwirkli-
chung oder zur Befreiung erscheint. 
Laut WDR-Theaterkritik beginnt das 
Stück leicht und witzig, geht dann 
aber „ans Eingemachte“. Genau 
darin liegt seine Stärke, weil das 
Lachen immer wieder im Hals steck-
en bleibt.

Besonders interessant ist, dass 
Richard nicht nur als moralischer 
Held erscheint. Auch seine Haltung 
wirkt nicht völlig unschuldig, denn 
sein Verzicht kann als Weltfremd-
heit oder als egoistischer Luxus 
gelesen werden. Dadurch wird das 
Stück anspruchsvoller als eine bloße 
Geldsatire: Es fragt auch danach, 

I
m Zentrum steht Richard, der 162 
Millionen Euro im Lotto gewonnen 
hat, den Gewinn aber nicht an-
nehmen will. Diese Entscheidung 

löst am Familientisch keine bewun-
dernde Stille aus, sondern Entsetzen, 
Misstrauen und blanken Streit. Seine 
Frau Claire, seine Mutter Rose und 
sein bester Freund Etienne sehen in 
Richards Verzicht weniger eine mor-
alische Haltung als eine Provokation 
gegen das normale Leben.

Gerade diese Konstellation ist dram-
aturgisch reizvoll: Ein einziger Satz – 
„Nein zum Geld!“ – stellt das gesa-
mte Beziehungsgefüge auf den Kopf. 
Was als private Mitteilung beginnt, 

Euer Geld  
will ich nicht!
Wolfgang Borchert Theater: „Nein zum Geld!“

Von Christoph Theligmann

„Nein zum Geld!“ von Flavia Coste ist eine kluge, rasante Gesellschaftssatire, die zunächst leicht und  
komisch wirkt, dann aber sehr schnell ins Moralisierende, Bittere und fast Grausame kippt.  
Eine pointierte Komödie über Geld, über Werte und menschliche Gier, die gerade von ihrer Zuspitzung lebt.

Florian Bender (Richard), 
Rosana Cleve (Ehefrau 
Claire), Gregor Eckert 
(Etienne) und Katharina  
Hannappel (Mutter Rose) 
in einer Inszenierung von 
Andrea Krauledat

Fotos: Wolfgang Borchert 

Theater Tanja Weidner und  
Laura Ritter

_  M Ü N S T E R
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wer eigentlich das Recht hat, 
über Glück zu urteilen, und wie 
sehr Ideale in Konflikt mit den 
Realitäten anderer Menschen 
geraten können.

Für die „Philosophie“ des Wolf-
gang-Borchert-Theater (WBT) 
ist das Stück gut gewählt, weil es 
in einer kompakten Form große 
Themen bündelt und so auf 
scharfe Dialoge angewiesen ist. Diese 
Produktion ist eine rabenschwarze, 
höchst witzige Gesellschaftssatire. 
Sie ist auch eine Rückkehr von An-
drea Krauledat am Regiepult, die be-
reits mit „Kalter weißer Mann“ ein-
en großen Erfolg am WBT hatte. Das 
spricht für eine Inszenierung, die prä-
zise auf Timing, Pointen und die Es-
kalation zwischen den Figuren setzt.

Zum Lachen und zum 
Nachdenken

Auch thematisch passt der Abend 
gut in den Spielplan 2025/26 des 

Theaters, der unter dem Motto 
„Zwischen Geistern und Flammen“ 
steht und sich mit Spannungen zwis-
chen Vergangenheit und Erneuerung 
beschäftigt. „Nein zum Geld!“ fügt 
sich darin als Gegenwartsstück ein, 
das nicht belehrt, sondern die Zus-
chauer mit einer sehr aktuellen Frage 
konfrontiert: Was wäre ein Leben 
wert, wenn Geld keine Rolle mehr 
spielte?

Fazit: „Nein zum Geld!“ ist keine 
Wohlfühlkomödie, sondern eine ele-
gant zugespitzte Parabel über Besitz, 
Abhängigkeit und die Zerbrechlich-

Wolfgang Borchert Theater  

im Flechtheim-Speicher,  
Am Mittelhafen, 48155 Münster
Nächste Termine „Nein zum Geld!“:  
16., 17., 18.09. jeweils 20 Uhr
16., 17.10. 20 Uhr, 18.10. 18 Uhr
www.wolfgang-borchert-theater.de

keit familiärer Bindungen. Das Stück 
gewinnt gerade daraus, dass es den 
Lottogewinn nicht als Happy End, 
sondern als moralisches Minenfeld 
zeigt. Wer im Theater gerne lacht und 
sich gleichzeitig unbehaglich ertappt 
fühlt, dürfte hier einen sehr passend-
en Abend erleben.

 M Ü N S T E R M Ü N S T E R  _ 
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D
örflers Ich-Erzählung handelt 
von der gebürtigen Parise-
rin Caroline. Die Angestellte 
in einem Rechtsanwaltsbüro 

liebt Bücher und das Fotografieren. Sie 
lebt allein mit ihrer Katze La Lune. An-
geregt durch ihre vielen verschlunge-
nen Bücher verliert sich die Propagan-
distin immer wieder in Träumen nach 
einer Partnerschaft.

Beim Morgencafé auf ihrem Bal-
kon entdeckt Caroline auf dem Geh-
weg vor ihrem Haus ein Buch. Es muss 

Liebe und Sehnsucht – beides sind 

insbesondere bei jungen Frauen 
sehr beliebte New-Adult-Roman 

Motive. Die Sehnsucht nach erfüll-
ter Liebe passt wunderbar in unse-

re Zeit. Die Wahlmünsteranerin 
Carolin Dörfler ist da mittendrin.

einer jungen Frau verloren gegangen 
sein, die sich telefonierend schnell ent-
fernte. Carolin liebt Bücher, fast noch 
mehr als ihre Heimatstadt, die sie im-
mer wieder mit der ständig mitgeführ-
ten Mittelfomatkamera festhält.

Sie holt das gefundene Buch, um es 
sofort auf ihren Balkon durchzublät-
tern. Es ist ein Liebesroman, in dem 
Liebesbriefe versteckt sind. Offen-
sichtlich wird das Buch genutzt, um 
seelenverwandte Menschen durch 
schriftliche Botschaften – versteckt 
zwischen den Seiten – zu finden und 
sich ihnen über schriftlichen Aus-
tausch zu nähern. Das Buch ist eine 
Leihgabe aus der Caroline überra-
schend unbekannten Bibliothéque 
des rêves in der fiktiven Pariser Müns-
terstraße. Direkt nach Arbeitsschluss 
taucht die nervös-aufgeregte Caroli-
ne erstmals in die Welt des Buchcafés 

der Träume ein. Schnell erliegt sie dem 
Zauber und dem Charme dieser Biblio-
théque, wo über in Büchern hinterlas-
sene Briefe buchstäblich Träume wahr 
werden. Caroline, die sich zuvor schon 
oft in Büchern verlor und so dem wirk-
lichen Leben entfloh, will dort nun 
ihr Glück ein klein wenig selbst in die 
Hand nehmen und entschließt sich, 
ebenfalls einen Brief in ein Buch zu 
legen. Sie findet die Geschichte von 
Karin aus Bremen, übrigens dem Ge-
burtsort der Autorin, die 1961 auf den 
Stufen von Sacré-Coeur ihre große Lie-
be findet. Carolin findet im Buch „Ka-
rin rêve d´amour“ eine Geschichte, 
die sie auch aufgrund der verstriche-
nen Zeit – der Liebesroman mit vie-
len alten Bildern aus Paris spielt in den 
60er Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts – als Blaupause für ihre erträum-
te Liebesgeschichte erweist, als Caro-
line schließlich eine Antwort auf ihren 
Brief findet.

Fazit meiner Lektüre: Ein leiden-
schaftliches Buch für alle Menschen, 
die sich gern in Träumen verlieren und 
auf deren Erfüllung hoffen. Paris und 
Bücher – ein für Menschen auf der Su-
che nach Erfüllung durch Liebe dop-
peltes Versprechen. Vielleicht hat die 
60-jährige Carolin Dörfler einen neu-
en Trend gesetzt, der zumindest dazu 
führen dürfte, dass mehr Bücher ge-
lesen oder auch nach Botschaften 
durchsucht werden.

Carolin Dörfler: Das Buchcafé der 

Träume; Agenda Verlag;  

Münster 2026; 132 Seiten; 17,90 Euro; 
ISBN 978-3-89688-938-6;  
leider nicht in der Stadtbücherei 
Münster ausleihbar.

Das Buchcafé der 
Träume
Die Wahlmünsteranerin Carolin Dörfler träumt  
sich in Paris zum Glücklich sein
Von Werner Szybalski
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obwohl sie deutlich mehr Stunden 
arbeiteten. 

Neben den rechtlichen Problemen 
belastet auch der hohe Zeitdruck die 
Beschäftigten. Die Arbeit wird über-
wiegend über Apps organisiert, die 
den gesamten Arbeitsprozess steuern. 
Algorithmen vergeben Aufträge, be-
rechnen Lieferzeiten und erfassen die 
Leistung der Fahrer*innen in Echtzeit. 
Wer Bestellungen ablehnt oder langsa-
mer arbeitet, muss häufig mit schlech-
teren Schichten oder geringeren Ver-
dienstmöglichkeiten rechnen. 

Hinzu kommen körperliche Belastun-
gen. Lieferfahrende sind täglich viele 
Stunden mit dem Fahrrad oder Mo-
torroller unterwegs, tragen schwere 
Lasten und arbeiten bei Hitze, Regen 
oder Schnee. Arbeitsunfälle gehören 
ebenso zum Berufsalltag wie gesund-
heitliche Beschwerden durch dauer-
hafte körperliche Beanspruchung. 

Besonders problematisch ist die Situ-
ation für ausländische Arbeitskräfte. 

Migrantisierte Personen kennen ihre 
arbeitsrechtlichen Ansprüche nicht 
oder nicht ausreichend. Diese Ab-
hängigkeit macht sie anfällig für Aus-
beutung. Es zeigt sich, dass prekä-
re Beschäftigung weiterhin ein struk-
turelles Problem des Liefersektors 
darstellt.

Für Verbraucher*innen stellt sich 
damit auch eine ethische Frage. 
Der Wunsch nach möglichst schnel-
ler und günstiger Lieferung erzeugt 
einen enormen Kostendruck ent-
lang der gesamten Lieferkette. Faire 
Arbeitsbedingungen verursachen hö-
here Kosten, die von Unternehmen, 
Kunden oder beiden gemeinsam ge-
tragen werden müssten. 
1 Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB): „Gig-Work bei Lieferdiensten in Deutsch-

land: Beschäftigung hat in den letzten Jahren 
stark zugenommen (2024).“

Mit wenigen Klicks ist das Essen 

bestellt, die Lebensmittel sind oft 
innerhalb weniger Minuten vor 

der Haustür und Pakete erreichen 

ihre Empfänger teilweise noch am 

selben Tag. Lieferdienste sind aus 
dem Alltag vieler Menschen kaum 

noch wegzudenken. Aber…

H
inter dem Komfort der di-
gitalen Plattformökonomie 
stehen häufig Arbeitsbedin-
gungen, die von hohem Leis-

tungsdruck, geringer Bezahlung und 
unsicheren Beschäftigungsverhältnis-
sen geprägt sind. 

Die Branche ist in den vergangenen 
Jahren rasant gewachsen. Nach Anga-
ben des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB)1 hat die Zahl der 
Beschäftigten in appbasierten Liefer-
diensten deutlich zugenommen. Gleich-
zeitig verdienen viele Fahrerinnen und 
Fahrer weniger als Beschäftigte in ver-
gleichbaren Helferberufen. 

Fahrer*innen berichteten von feh-
lenden schriftlichen Arbeitsverträgen, 
Barauszahlungen, unbezahlten Über-
stunden und einer Vergütung unter-
halb des gesetzlichen Mindestlohns. 
In einigen Fällen sollen Arbeitszeiten 
manipuliert oder Beschäftigte als Mi-
nijobber angemeldet worden sein, 

Bequemlichkeit  
trifft auf prekäre Arbeit

Ausbeuterische  
Beschäftigung im  

Lieferbereich  

Von Nevenka Schöneich und  
Christoph Cramer

Die Autor:Innen bilden das  

Beratungsteam der Beratungsstelle 

Arbeit (BSA) im cuba Münster  
(Cultur- und Begegnungszentrum 
Achtermannstraße e.V.)

Bild: Agneta Becker
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Zuschläge für „besondere 
Wohnwertmerkmale“

In den Schreiben der LEG werden Zu-
schläge für sogenannte „besondere 
Wohnwertmerkmale“ angesetzt – dar-
unter die Nähe zu E-Ladesäulen, Schu-
len, Kindergärten, Bibliotheken, Senio-
renbüros, Gastronomie oder Spielplät-
zen. Die LEG kommt dabei auf ein rech-
nerisches Erhöhungspotenzial von bis 
zu zehn Prozent. In den Schreiben heißt 
es anschließend, man begrenze diese 
Spanne „freiwillig“ auf drei Prozent.

Umstrittene  
Mietpreiserhöhungen
MieterInnenschutzverein kritisiert LEG-Praxis
Von Thomas Marczinkowski

Adresse /  
Wohnanlage

Zuschlag 
laut LEG

„Kulanz“- 
Begrenzung

Bewertung durch  
MieterInnenschutzverein

Piusallee 8,3% 3,0% 
Unzulässig: Lagemerkmale bereits im Miet-
spiegel enthalten, Kellerraum ist Standard

Grüner Grund 8,5% 3,0% 
Unzulässig: Lagemerkmale bereits im Miet-
spiegel enthalten, Kellerraum ist Standard

Hamburger  
Straße

9,8% 3,0% 
Unzulässig: Lagemerkmale bereits im Miet-
spiegel enthalten, Kellerraum ist Standard

Schmitting-
heide

7,9% 3,0% 
Unzulässig: Lagemerkmale bereits im Miet-
spiegel enthalten, Kellerraum ist Standard

Rosengarten 8,1% 3,0% 
Unzulässig: Lagemerkmale bereits im Miet-
spiegel enthalten, Kellerraum ist Standard

Durchschnitt 
Münster

8–10% 3,0% Systematische Praxis  
rechtlich nicht gedeckt

In Münster sorgt die Mieterhöhungspraxis des 
Immobilien konzerns LEG für Kritik. Der MieterInnen-

schutzverein Münster und Umgebung e.V. (MSV) wirft 
dem Unternehmen vor, regelmäßig Mieterhöhungsver-

langen zu verschicken, die nach Einschätzung des Vereins 
nicht mit dem qualifizierten Mietspiegel vereinbar sind.  
Rund 6.000 Wohnungen der LEG befinden sich in Münster.

Der MSV hält auch die-
se drei Prozent für unzuläs-
sig. Die genannten Merk-
male seien bereits über die Lagekate-
gorien des qualifizierten Mietspiegels 
abgedeckt.

Leider hohe  
Zustimmung – und  
hohe Einnahmen

Nach Angaben des Wohnungsunter-
nehmens Vonovia, über die die ZEIT 
am 2. Juni 2026 berichtete, sollen 

Zuschläge der LEG in Münster

bis zu 90 Prozent der Mieterinnen 
und Mieter vergleichbare Erhöhun-
gen akzeptieren – häufig aus Angst, 
die Wohnung zu verlieren oder aus 
Unkenntnis.

Überträgt man diese Quote auf die 
rund 100.000 LEG-Wohnungen in 
NRW und unterstellt eine identische 
Mieterhöhungspraxis wie in Müns-
ter, ergibt sich ein rechnerischer 
Mehrerlös von rund 14,6 Millionen 
Euro jährlich. Für Münster allein wä-
ren es bei 6.000 Wohnungen rund 
875.000 Euro pro Jahr.

Widersprechen Mieterinnen und 
Mieter, verzichtet die LEG nach An-
gaben des Vereins regelmäßig „aus 
Kulanz“ auf die Zuschläge. Der MSV 
interpretiert dies als Hinweis dar-
auf, dass das Unternehmen gericht-
liche Auseinandersetzungen vermei-
den möchte.

Foto: Thomas Marczinkowski

Fotos: Agneta Becker
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Schritt Handlung Begründung

1 Schreiben genau prüfen
Zuschläge für “besondere Wohnwertmerkmale“ 
sind nicht zulässig

2 Ruhe bewahren Keine vorschnelle Zustimmung aus Angst

3 Beratung einholen
MieterInnenschutzverein oder Fachanwalt ein-
schalten

4 Schriftlich widersprechen
Nur so verhindert man die Erhöhung und 
schützt den Mietspiegel

5 Dokumentieren Schreiben und Antwort aufbewahren für spätere 
Nachweise

6 Austausch suchen
Gemeinsam mit Nachbar*innen handeln, um 
Druck aufzubauen

Auswirkungen auf den 
Mietspiegel

Der MieterInnenschutzverein warnt, 
dass die hohe Zustimmung zu den Zu-
schlägen auch Folgen für den Miet-
spiegel haben könnte. Da in die Be-
rechnung des qualifizierten Mietspie-
gels die tatsächlich gezahlten Mieten 
einfließen, können unzulässige Zu-
schläge den Durchschnitt nach oben 
treiben.

Für Münster bedeutet das: Wenn 
90 Prozent der rund 6.000 LEG Mie-
ter*innen die Zuschläge akzeptieren, 
steigt die durchschnittliche Miete rech-
nerisch um rund 2,7 Prozent. Der nächs-
te Mietspiegel könnte dadurch künst-
lich erhöht werden (s. Bild u.).

Gespräche mit LEG  
ohne Ergebnis

Der MSV berichtet, dass sein Versuch, 
eine Änderung der Mieterhöhungspra-
xis im Rahmen der halbjährigen Ge-
sprächsrunden mit der LEG zu errei-
chen, ergebnislos geblieben sei. Nach-
dem der Verein seine Kritik öffentlich 
gemacht habe, sei ein bereits verein-
barter Folgetermin kommentarlos von 
der LEG abgesagt worden.

Aus Sicht des MSV sei das bedauer-
lich: Sobald Kritik an Mieterhöhun-
gen, Modernisierungsumlagen oder 
Nebenkosten öffentlich werde, ziehe 
sich die LEG zurück. Damit vermeide 
das Unternehmen öffentliche Ausein-
andersetzungen, während Mieter*in-
nen mit überhöhten Forderungen kon-
frontiert blieben.

Vergleichswohnungen  
als Begründung

Zwischenzeitlich begründete die LEG 
Mieterhöhungen auch mit drei Ver-
gleichswohnungen. Nach Einschätzung 
des MSV ist diese Vorgehensweise un-

zulässig, da ein Mieterhöhungsverlan-
gen gestützt auf Vergleichswohnungen 
die Systematik des qualifizierten Miet-
spiegels unterläuft. Die Empfehlung 
des Vereins lautet daher: nicht vor-
schnell unterschreiben, sondern fach-
liche Unterstützung suchen.

Auch andere Vermieter 
betroffen
Der MSV weist darauf hin, dass nicht 

nur die LEG, sondern auch andere 
große Wohnungsunternehmen – da-
runter Vonovia – Mieterhöhungsver-
langen verschicken, die kritisch ge-
prüft werden sollten. Auch priva-
te Vermieter hätten sich das Vorge-
hen teilweise abgeschaut. Spätestens 
wenn die Onlineversion des städti-
schen Mietspiegels Unstimmigkeiten 
zeigt, sei es ratsam, rechtliche Bera-
tung einzuholen.

Fazit

Der MieterInnenschutzverein rät, 
Mieterhöhungen grundsätzlich nicht 
ungeprüft zu akzeptieren. Wer wider-
spricht, kann unzulässige Zuschläge 
abwehren – und verhindert zugleich, 
dass der Mietspiegel künstlich nach 
oben getrieben wird.

1 Hilfestellung bietet der städtische 
Online-Mietspiegel sowie die Beratung 
durch Mietervereine (z.B. MieterInnen-

schutzverein Münster und Umgebung 
e.V.: https://www.mieterschutzverein-
muenster.de) oder Fachanwältinnen 
und Fachanwälte für Mietrecht.

Checkliste für Mieterinnen1

Beispielrechnung für Münster:
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W
er erstmals zu diesem 
Festival kommt, sollte 
nicht den Fehler machen, 
möglichst viele Konzer-

te erleben zu wollen. Auch die hier 
besprochenen Konzerte sind nur eine 
kleine Auswahl. Verpassen wird man 
immer etwas. Bei allein 330 (!) Konzer-
ten an diesem Wochenende geht das 
auch gar nicht anders. Klug ist es, für 
jeden Tag ein oder zwei „muss ich un-
bedingt sehen“ zu haben und sich an-
sonsten treiben zu lassen. Denn an den 
vielen Ständen gibt es einiges festival-
typisches und untypisches zu sehen. 
Die Instrumentenbauergasse sei hier 
einmal nur am Rande erwähnt. Oder 
man lässt sich einfach von der zahlrei-
chen Straßenmusik überraschen. 

Wie zum Beispiel in diesem Jahr, als 
einen Tag vor dem Festival im Gar-
ten des Schillerhauses eine bierseli-
ge Männerrunde im Schatten der Bäu-
me zusammensaß um plötzlich vol-
ler Inbrunst alte unbekannte Lie-
der anstimmten. Wunderbar. Waren 
das Finnen? Nein, sie kamen aus Est-

Diese Welt braucht
15 aus 330 - ein kleiner Konzertreigen vom größten Weltmusikfestival Europas

Rudolstadt, das beschauliche Städt-

chen an der Saale hatte wieder zu 

einem langen Wochenende mit Tanz 

und Weltmusik gerufen und die 

Menschen kamen in Scharen – wie 

immer. Mehr als 90.000 (verteilt 

über die vier Festivaltage) wurden 

in diesem Jahr gezählt. Gemessen 

an der aktuellen Einwohnerzahl 

Rudolstadts eine beachtliche logis-

tische Leistung. Hinzu kam noch, 

dass eine wichtige Verkehrsader in 

Rudolstadt aufgrund von Bauarbei-

ten komplett gesperrt war. 

Von Norbert Attermeyer

Musik

land und hießen Lüü-Türr und gehör-
ten zum Straßenmusiker-Programm. 
Sie würden so ihren Urlaub in Deutsch-
land verbringen. Was auffiel: Jeder der 
Männer hatte ein Trinkhorn am Gürtel 
baumeln. Also würde der Urlaub wohl 
auch einen ganz eigenen alkoholischen 
Schwerpunkt haben. 

Das Festival erstmals ohne 
Heidecksburg

Eine weitere Herausforderung des 
diesjährigen Festivals war, dass erst-
malig, die über der Stadt thronende 
Heidecksburg, als Veranstaltungsort 
komplett ausfiel. Auch hier waren drin-
gende Renovierungen der Grund für 
die Einschränkungen. Diesmal also ein 
Festival ohne Barterrasse und Burgin-
nenhof? Ohne den malerischen Blick 
auf die Altstadt? 

Die Veranstalter versuchten dies mit 
zusätzlichen Bühnen und einer Ver-
dichtung der Konzerte im Heine Park 
auszugleichen. So begann das Festi-
val am Donnerstagabend bereits um 

Fotos: (ug)
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19.00 Uhr statt um 21.00 Uhr. Diesmal 
mit der deutschen Brass-Kapelle Make 

A Move. Mit druckvollen Grooves und 
fetten Bläsern verbreiteten sie direkt 
eine ansteckend gute Laune. „Es muss 
gar nicht so schwer sein“, sangen und 
tanzten sie, und an diesem lauen Som-
merabend im Heine Park sprachen sie 
tausenden von Zuhörenden direkt aus 
dem Herzen. 

Was eigentlich auch für die auf der 
großen Bühne später auftretenden 
The Congo & Culture galt. Seit den 
70ern spielen die Congos in ihrer Grün-
dungsformation und sie brachten eine 
routinierten, mitreißenden Roots Reg-
gae auf die Bühne. Die alten Herren 
groovten frisch und hatten Klasse. Bob 
Marley hätt’s gefallen. Eine tolle Live-
Band. Das Problem war der neue Sän-
ger, Kenyatta Hill, Sohn des verstorbe-
nen Sängers Joseph Hill. Kenyatta ver-
suchte immer wieder eine Mission he-
rüberzubringen und brachte es hier-
für sogar fertig, die Band direkt als sie 
wieder zu spielen begann abzustop-
pen, weil seine Botschaft wohl noch 
immer nicht richtig von den Zuschau-
enden verstanden wurde. Und was war 
die Botschaft? Das Altbekannte: Rast-
afarai, Haile Selassie und Ganja, den 
man gar nicht früh genug rauchen kön-
ne. Nun ja, wer’s mag. Aber ein wenig 
antiquiert wirkte es schon. 

Manche der Tanzenden 
verbringen gar das ganze 
Wochenende nahezu auss-
chließlich im Tanzzelt

Das fanden anscheinend auch eini-
ge andere der Zuschauenden, und so 
füllte sich das nahe gelegene Tanz-
zelt mangels Alternative immer mehr, 
in Erwartung der bald auftretenden 
schottischen Tanzkapelle Whirligig. 
Whirligig heißt Wirbelwind und hierfür 
braucht es natürlich Platz, um sich zu 
drehen. Was bei der Fülle der Zuschau-
enden unmöglich schien. Der Modera-
tor der Veranstaltung löste dies aber 
ganz gekonnt: „Wer ist zum ersten Mal 
im Tanzzelt?“, fragte er und eine paar 
Hände gingen nach oben. Dann fragte 
er „Und wer weiß, dass dies ein Tanz-
zelt ist?“ Da fiel der Groschen. Schnell 
wurde die Mitte freigemacht und die 
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nur Zuschauenden begaben sich an 
den Rand des Zelts. Whirligig konnten 
ihre erste Choreographie vorstellen und 
die Tanzenden folgten der Musik mit al-
len nur erdenklichen Drehungen und 
Wendungen. Manche der Tanzenden, 
so wurde gesagt, verbringen gar das 
ganze Festivalwochenende nahezu aus-
schließlich im Tanzzelt.  Wer sie sah, wie 
gekonnt und mit welcher Begeisterung 
sie die Choreografie meisterten, konnte 
dies gut nachvollziehen. 

Zu einem richtigen Höhepunkt ge-
riet das Konzert der Vandoliers auf 
der Konzertbühne. Die aus Texas stam-
mende Band überzeugte mit einem 
druckvollen Americana-Sound. Kein 
Wunder, dass sie In ihrer Heimat als 
Outlaws oder Country-Punks gehan-
delt werden. Der Sänger der Band hat-
te sich nach Erscheinen des letzten Al-
bums „Life behind Bars“ als Trans-Frau 
geoutet und heißt jetzt Jenni Rose. Für 
eine Band aus Texas ein wahrlich muti-

ger Schritt. Die Wärme und die Empa-
thie des Rudolstädter Publikums hatte 
sie dann aber doch glatt umgehauen. 
„I’ve not expected this,“ war das Erste, 
was sie auf der Bühne sagte. Und was 
folgte war eines dieser phantastischen 
Konzerte, an die man sich noch lange 
erinnert.  

Das Wetter spielte in diesem Jahr gut 
mit. Es war nicht so heiß, wie noch eine 
Woche zuvor. Trotzdem schien die Son-
ne, und der Regen machte einen Bo-
gen um Rudolstadt. Das Publikum war 
wie immer tiefenentspannt. Bei aller 
Freude an Tanz und Musik gab es keine 
Randale, keine Besoffkis. Wenn man 
sich auf etwas verlassen kann in Ru-
dolstadt, dann auf dieses emphatische 
und friedliche Publikum.  

Am zweiten Tag rockte zu früher 
Stunde die Band Tolstoys aus Berlin 
auf der Konzertbühne im Heine Park. 

Tenores di Oreiso

Antti Paalanen

Legiana Collectiv

Whirligig

The Vandoliers

Tolstoys- 
Frontfrau 
Ela Tolstova
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Ein slowakisch-neuseeländisch 
deutsches Quintett. Nach eigenen 
Angaben wollen sie mit ihrer Mu-
sik den Geist der 60iger Jahre mit 
der Energie von Woodstock ver-
binden. Tatsächlich erinnerten die 
stellenweise tranceartigen Musik-
schleifen an diese Zeit. Wobei die 
Tolstoys mit ihrer Sängerin Eva Tol-
stova einen ganz eigenen Zugang 
zu dieser Musik finden zwischen 
Trip Hop und Psychedelika. Musik 
mit Suchtgefahr. 

Länderschwerpunkt 
Österreich

Zum diesjährigen Länderschwer-
punkt gehörte auch die aus Wien kom-
menden Nifty´s. Benannt haben sie 
sich nach einer Legende der Klezmer-
Musik des 20. Jahrhunderts, dem aus 
Galizien stammenden Naftule Brand-
wein. Die seit 25 Jahren aufspielenden 
Musiker bereichern die Klezmer-Mu-
sik mit Anleihen aus dem Jazz. Diesmal 
genau das Richtige für einen Sommer-
nachmittag im Park. 

Zum Abend hin gab es dann die ganz 
große Bühne: Die Thüringer Sympho-

niker begleiteten Manu Delago. Der 
Tiroler Musiker (ebenfalls Länder-
schwerpunkt) gehört zu den weltweit 
gefragtesten Handpan Spielern. Im We-
sentlichen spielte er Musik von seinem 
Album „Snow from yesterday“, neu ar-
rangiert für das Zusammenspiel mit 
den Symphonikern. Unterstützt wurde 
er von dem Vokal Trio Mad About Le-

mon. Für die Thüringer Symphoniker 
war dieser Auftritt Neuland. Traten sie 
bisher doch immer oben auf der Heide-
cksburg auf. Vom Innenhof der Heide-
cksburg also rein in den Party verwöhn-
ten Heine Park. Es wurde ein wunderba-
res Konzert. Ruhige, sphärische Klänge 
zogen durch den Park. Wer konnte, leg-
te sich auf den Boden und ließ sich ein-
fach wegtreiben. Die Erkenntnis: Hei-
ne Park kann auch ruhig und verträumt, 
kann auch Klassik. 

Wie farbenfroh das Festival sein 
kann, konnte man gut beim Auftritt 
des La Vespa Cougourdon Ourchestra 
erleben. Hier wurde von den aus Niz-

za stammenden Musikern ursprüngli-
cher Karneval wieder belebt. Okzita-
nische Karnevalslieder kombiniert mit 
New Orleans Brass-Sound. Gespielt 
wurde auf selbst gebauten Kürbis-Ins-
trumenten. Cougourdon bedeutet Fla-
schenkürbis. Mit ihrer tranceartigen 
Musik will das Ourchestra „tief im In-
neren berühren und uns unmerklich zu 
alten Riten zurückversetzen“. Das Pu-
blikum wurde bei diesem Auftritt tat-
kräftig mit einbezogen. Prinz und Prin-
zessin Carnevalo wurden aus dem Pub-
likum erkoren und auf der Bühne wur-
de ihnen vom Ourchestra gehuldigt. 

Beeindruckend war auch der Auf-
tritt des Legiana Collectivs. Dieser Zu-
sammenschluss ehemaliger Straßen-
musiker aus den Niederlanden, Ita-
lien, Dänemark und Spanien brachte 
einen ganz eigenen mitreißenden Folk 
auf die Bühne. Dass sie von der Stra-
ße kommen, wurde schnell klar. Das 
Publikum wurde direkt angesprochen 
mit Spielfreude und mehrstimmigem 
Gesang. Was selbst nach dem Auftritt 
kein Ende fand. Vor der Bühne, in einer 
Traube von Zuschauenden, sangen sie 
einfach weiter. Ein letzter Gruß in die 
späte Nacht. 

Ein besonderes Ereignis war auch der 
Auftritt der jungen Kanadierin Joce 

Reyome. Als Sängerin und Liederma-
cherin hat sie sich ganz dem Blues ver-
schrieben und belegte 2025 bei der 

International Blues Challenge in Mem-
phis den ersten Platz. Wer sie hört und 
die Augen schließt meint ga Janis Joplin 
zu hören. Ursprünglicher, kompromiss-
loser wuchtiger Blues mit Seele. 

Am Ende trat sie noch einmal in der 
Abschlussrevue auf dem Markt auf. Wo 
man immer noch einmal die Möglich-
keit hat in viertelstündigen Beiträgen, 
das zu sehen, was man oft verpasst 
hat. Wie beispielsweise den finnischen 
Akkordeonspieler Antti Paalanen, der 
eigentlich Rockstar werden wollte und 
nun mit seinem Instrument und seiner 
Stimme so loslegte, dass der Eindruck 
entstand das könnte noch was werden. 

Oder das aus Sardinien stammende-
Quartett Tenores di Oreiso. Ihr Gesang 
versetzte das Publikum in eine ganz 
eigene archaische Welt dieser Insel im 
Mittelmeer.  

Den letzten Rausschmeißer gab es 
dann im Heine Park mit der aus Salen-
to, dem äußersten Südwesten Italiens, 
stammenden Band Adriatica. Mit ihrer 
Mischung aus Balkan Brass, Sirtaki und 
Tarantella nahmen sie die Zuhören-
den mit auf eine rauschhafte Rundrei-
se durch das südliche Mittelmeer. Zum 
Schluss: Tanzen bis zum Abwinken. 

Soweit Rudolstadt 2026. Im nächsten 
Jahr soll es den Länderschwerpunkt Ko-
rea geben. Aus über 30-jähriger Erfah-
rung weiß man: Es wird wieder einmalig 
– und es wird gut werden. 

La Vespa Cougourdon Ourchestra

Adriatica Joce Reyome
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Montag 10:00 – 16:00 Uhr SERVICEZEIT

Dienstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT
 14:00 – 16:00 Uhr Ideenschmiede
 16.00 – 18:00 Uhr Computerkurs

Mittwoch 10:00 – 11:30 Uhr Der Pflanzendoktor
 11:30 – 13:00 Uhr Teamsitzung und -Schulung
 14:00 – 16:00 Uhr Sprachkurs
 16:00 – 18:00 Uhr Offener Treff

Donnerstag 10:00 – 14:00 Uhr SERVICEZEIT (für alle)
 14:00 – 18:00 Uhr SERVICEZEIT (nur für Frauen)

Freitag 10:30 – 13:00 Uhr Freitagsfrühstück
 13:00 – 16:00 Uhr Offener Treff

MALTA – Münsters Arbeitslosentreff 

Achtermannstraße (bahnhofsnah)  

sucht Unterstützer*innen, die Erwerbs-

losen und Geflüchteten beim Ausfüllen 

amtlicher Formulare, der Stellensuche 

u.a. hilfreich zur Seite stehen möchten.

Außerdem bieten wir ein anerkanntes 

Praktikum für Schüler*innen und 

Studierende der Sozialen Arbeit. 

Mail: malta@maltanetz.de /  

Tel. MS-4140553  

oder einfach mal vorbeischauen:  

Achtermannstr. 10-12, im Hof des cuba.  

Wir freuen uns auf euch!

 

Münsters Arbeits�osen�reff Achtermannstraße

Achtermannstr. 10-12 (Hof vom Cuba)  :  48143 Münster  :  Tel. 0251 4140553
malta@maltanetz  :  www.maltanetz
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Der „abgesetzte“ Maduro 
und der Irrtum über die 
Verteidigung der 
Unabhängigkeit

Die politische Entwicklung Venezue-
las offenbart die Widersprüche ideo-
logischer Lager. Wirtschaftliche und 
geopolitische Interessen treten häu-
fig an die Stelle der Rechte der Bevöl-
kerung. Dies zeigte sich auch im Um-
gang mit María Corina Machado. Ob-
wohl sie nach eigener Darstellung ent-
scheidend zur Aufdeckung massiver 
Wahlmanipulationen beitrug und zu-
vor von einer Kandidatur ausgeschlos-
sen worden war, konzentrierte sich ein 
großer Teil der internationalen Bericht-
erstattung auf ihre politische Nähe zu 
Donald Trump statt auf die demokrati-
schen Missstände in Venezuela.

Auch ihr langjähriger Einsatz gegen 
den Chavismus blieb vielfach unbeach-
tet. Kritiker übersahen, dass indigene 
Gemeinschaften nach zahlreichen Be-
richten über Jahre vertrieben wurden, 
um Rohstoffe in ihren Gebieten aus-
zubeuten. Militärische und staatliche 
Strukturen sollen dabei vom illegalen 
Goldhandel profitiert haben.

Viele Venezolaner hofften deshalb 
auf ein entschlossenes Eingreifen der 
internationalen Gemeinschaft. Statt-
dessen dominierten Debatten über na-
tionale Souveränität und die Rolle der 
USA. Gleichzeitig fragten sich viele, 
weshalb ein rohstoffreiches Land seine 
staatlichen Institutionen und Sicher-
heitskräfte offenbar nicht in der Lage 
sah, die eigene politische Ordnung 
oder gar den Präsidenten wirksam zu 
schützen.

4 Minuten der Stille
              Ansichten aus Venezuela Von Hans Römer Santaella

Venezuela macht die Folgen 

politischer Ideologien und 

internationaler Doppelmoral 

in besonderer Weise sichtbar. 
Während über geopolitische 

Interessen und Rohstoffe 

gestritten wird, geraten die 
Menschen und ihre demokra-

tischen Rechte zunehmend 

aus dem Blick. Die Erfahrun-

gen des Landes zeigen, wie 
sehr Machtpolitik den Rechts-

staat und das Vertrauen der 

Bevölkerung zerstören kann.
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Nach Darstellung der Opposition 
stützte sich Maduro zunehmend auf 
ausländische Verbündete und Sicher-
heitsstrukturen, während demokrati-
sche Institutionen weiter an Bedeu-
tung verloren. Für viele Bürger rückte 
damit nicht die Unabhängigkeit Vene-
zuelas, sondern der Machterhalt der 
Regierung in den Mittelpunkt.

Delcy und ihr Spott gegen über 
europäischen Sanktionen

2019 empfing der spanische Ver-
kehrsminister José Luis Ábalos die ve-
nezolanische Vizepräsidentin Delcy Ro-
dríguez am Flughafen Madrid-Barajas, 
obwohl gegen sie EU-Sanktionen gal-
ten. Für viele Beobachter entstand der 
Eindruck, dass politische Nähe wichti-
ger war als die konsequente Anwen-
dung europäischen Rechts.

Heute steht Ábalos wegen Korrup-
tionsdelikten vor Gericht beziehungs-
weise wurde verurteilt, während Del-
cy Rodríguez inzwischen an der Spit-
ze der venezolanischen Staatsführung 
steht, obwohl sie nie direkt in dieses 
Amt gewählt wurde. Zugleich muss 
sich Maduro in den Vereinigten Staa-
ten wegen mutmaßlicher Drogende-
likte verantworten.

Damit stellen sich grundlegende Fra-
gen: Wer schützt in Venezuela noch 
den Rechtsstaat? Wer kontrolliert den 
Umgang mit den staatlichen Ressour-

cen? Und welche Bedeutung besitzen 
Verfassung und demokratische Institu-
tionen noch?

Soziale oder natürliche 
Katastrophe?

Die Schwäche staatlicher Strukturen 
zeigte sich besonders nach den schwe-
ren Erdbeben. Während die ersten 48 
Stunden für die Rettung entscheidend 
waren, suchten Angehörige vielfach 
ohne staatliche Unterstützung nach 
Verschütteten. Internationale Hilfskräf-
te standen bereit, konnten ihre Arbeit 
jedoch teilweise nicht aufnehmen.

Zahlreiche Bilder und Videos doku-
mentierten, dass Sicherheitskräfte stär-
ker mit der Kontrolle von Hilfsliefe-
rungen und Zugängen beschäftigt wa-
ren als mit Rettungsmaßnahmen. Teil-
weise wurden schwere Baumaschinen 
eingesetzt, obwohl noch Überlebende 
vermutet wurden. Für viele Betroffe-
ne wurde dies zum Symbol staatlichen 
Versagens.

Gleichzeitig zeigte sich der Wider-
spruch einer Regierung, die ihre Streit-
kräfte über Jahre für die Niederschla-
gung von Protesten ausgerüstet hatte, 
jedoch kaum in der Lage war, die Bevöl-
kerung in einer Naturkatastrophe wirk-
sam zu schützen. Moderne militärische 
Ausstattung erwies sich nicht als Hilfe 
für die Menschen, sondern vor allem als 
Instrument politischer Machtsicherung.

Unter diesen Bedingungen griffen vie-
le Venezolaner selbst zu Schaufel und 
Spitzhacke. Sie warteten nicht länger 
auf staatliche Hilfe, sondern organisier-
ten Rettung und Unterstützung eigen-
ständig. Gerade diese Erfahrung stärk-
te das Bewusstsein, dass die eigentliche 
Kraft des Landes nicht in der Regierung, 
sondern in seiner Zivilgesellschaft liegt.

Für viele Venezolaner 
ist deshalb die So-

lidarität der Bevöl-

kerung zur wichtigsten 
Grundlage für die Zukunft 
ihres Landes geworden

Die Ereignisse führten vielen Men-
schen erneut vor Augen, dass inter-
nationale Aufmerksamkeit häufig erst 
dann entsteht, wenn politische oder 
wirtschaftliche Interessen berührt wer-
den. Dennoch bleibt eine Erkenntnis 
bestehen: Ein Staat ist nur dann dauer-
haft stark, wenn er gemeinsam mit 
seinen Bürgern handelt, ihre Rechte 
schützt und das Gemeinwohl über ideo-
logische oder wirtschaftliche Interes-
sen stellt. Für viele Venezolaner ist des-
halb die Solidarität der Bevölkerung zur 
wichtigsten Grundlage für die Zukunft 
ihres Landes geworden.
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Die Bundesregierung plant nach Medien-

berichten erhebliche Kürzungen beim 

Wohngeld. Die Ausgaben von Bund und 

Ländern sollen von derzeit fünf auf künftig 
drei Milliarden Euro jährlich sinken. Ein 

Referentenentwurf liegt bereits vor und 

wurde vom Deutschen Mieterbund deut-

lich kritisiert.
Geplant sind drei wesentliche Änderun-

gen: Der Heizkostenfaktor soll halbiert, die 
reguläre Wohngelderhöhung ausgesetzt 

und Einkommen stärker angerechnet 

werden.

Kurznachrichten
& Urteile
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Im MALTA gibt es wieder den Frauennachmittag
Es gibt Situationen, in denen man sich 

als Frau unter Frauen wohler fühlt. Zum 
Beispiel bei Fragen rund um Schwanger-
schaft oder wenn man Hilfe braucht beim 
Ausfüllen von Dokumenten mit sensiblen 

Daten. Deswegen gibt es im MALTA einen 

Tag, an dem nur Frauen für Frauen da 
sind: Wir sind donnerstags nachmittags 
zwischen 14:00 und 18:00 Uhr im Service, 
um euch mit euren Anliegen zu helfen.

Wenn ihr also Unterstützung braucht 

beim Ausfü l len von Anträgen fürs 

Jobcenter, für Wohngeld, Kinderzuschlag 
etc., seid ihr bei uns genau richtig. Denkt 

bitte daran, wichtige Unterlagen mitzu-

bringen, z.B. Kontonummer, Personal-
ausweis/Aufenthaltstitel, Steueridentifi-

kationsnummer, Gehaltsabrechnungen… 
je nach Anliegen!

Wenn ihr Lust habt, euch mit anderen 
Frauen bei einer Tasse Kaffee und einem 
Stück Kuchen zusammenzusetzen und 
ein bisschen zu reden, seid ihr am letzten 
Donnerstag im Monat herzlich zu unse-

rem Kuchenessen eingeladen.

Wir freuen uns auf euch!

Birgit, Eva und Uta

Nach Angaben von Bundesbauministerin 

Verena Hubertz werden alle bisherigen 
Wohngeldhaushalte betroffen sein. Rund 

ein Drittel – etwa 400.000 Haushalte – ver-
liert den Anspruch vollständig. Bestehende 

Bescheide bleiben jedoch bis zu ihrem Ab-

lauf gültig. Aus Sicht der Bundesregierung 
sinken dadurch die öffentlichen Ausgaben. 
Gleichzeitig sollen die Wohngeldämter ent-

lastet werden, die wegen Personalmangels 
häufig lange Bearbeitungszeiten haben.    

(A-Info, Koordinierungsstelle gewerk-

schaftliche Arbeitslosenarbeit)

Zwischenspiel: 
Ein Gedicht von Heinrich August

Der wahre Wert  /  
ist doch / 

der Wert / der Ware.

Wohngeld: Bundesregierung plant drastische Einsparungen

Faul und verwöhnt
Die IG Metall greift im Rahmen ihrer So-

zialstaatsoffensive die Debatte um Miss-

brauch beim Bürgergeld (ab 1.7.26 
Grundsicherungsgeld) auf. Sie stellt die 
Frage, wie verbreitet Sozialbetrug tat-

sächlich ist und ob die öffentliche Diskus-

sion nicht von den eigentlichen Proble-

men ablenkt.

Nach Angaben der IG Metall beziehen 

rund 5,5 Millionen Menschen Bürgergeld. 
Davon sind 1,8 Millionen Kinder und Ju-

gendliche, mehr als 800.000 sogenannte 
Aufstocker, deren Einkommen zum Leben 
nicht ausreicht. Die meisten übrigen Leis-

tungsberechtigten wollten arbeiten, könn-

ten dies jedoch etwa wegen Krankheit, 
Kinderbetreuung oder Pflegeverpflichtun-

gen nicht. Wer eine zumutbare Arbeit ab-

lehnt, wird bereits heute sanktioniert. Tat-
sächlich betreffe dies jedoch nur rund 

18.000 Personen, also etwa ein halbes Pro-

zent der Leistungs beziehenden. 

Die IG Metall sieht in der Debatte über 
„Totalverweigerer“ vor allem ein politi-

sches Interesse: Eine möglichst harte 

Grundsicherung erhöhe den Druck auf 

Beschäftigte, auch schlecht bezahlte Ar-

beit anzunehmen, schwäche die Ver-

handlungsposition von Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmern und lenke zu-

gleich von sozialer Ungleichheit ab.  
Sozialstaatsoffensive der IG Metall   
(https://sozialstaat.igmetall.de)
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BAföG: Privates Schulgeld nicht absetzbar
Das BSG entschied, dass Schulgeld für 

eine private Berufsfachschule nicht als 

notwendige Ausgabe bei der Berechnung 

des Schüler-BAföG oder des anrechenba-

ren Einkommens nach dem SGB II be-

rücksichtigt werden kann. Zur Begrün-

dung verweist das Gericht auf die pau-

schale Förderlogik des BAföG, die zusätz-

liche Schul- oder Studiengebühren aus-

drücklich nicht vorsieht.  

BSG, Urteil vom 12.03.2026  
(Az. B 4 AS 29/21 R)

BSG und Mietobergrenze: 
Schlüssiges Konzept  
genau prüfen

Das BSG betont, dass zu einem „schlüssi-

gen Konzept“ für angemessene Unter-

kunftskosten auch gehört, dass zu den 
festgelegten Mietobergrenzen tatsächlich 

ausreichend Wohnraum verfügbar ist. Vor-
aussetzung ist, dass das Jobcenter die An-

gemessenheitswerte methodisch korrekt 

und realitätsnah ermittelt hat. Ob dies der 
Fall ist, müssen Sozial- und Landessozial-

gerichte sorgfältig prüfen; dem Jobcenter 

ist dabei gegebenenfalls Gelegenheit zur 

Nachbesserung zu geben.

Im konkreten Fall verwies das BSG das 
Verfahren an das zuständige Landessozial-

gericht zurück. Erst wenn dessen Prüfung 

ergibt, dass das Konzept den rechtlichen 
Anforderungen nicht genügt, dürfen die 

Gerichte ersatzweise die Mietobergrenzen 

nach der Formel „Wohngeldgesetz für Neu-

bauten plus zehn Prozent Sicherheitszu-

schlag“ bestimmen.   
BSG, Urteil vom 27.11.2025  
(Az. B 4 AS 28/24 R)

beitslosigkeit erfüllt waren. Da die Klä-

gerin zu diesem Zeitpunkt die notwendi-
ge Versicherungszeit nachweisen konn-

te, bestand ihr Anspruch.     
BSG v. 05.03.2026 (B 11 AL 1/25 R)

Arbeitslosengeld und  
Aufhebungsvertrag
Das BSG sprach einer Klägerin Arbeits-

losengeld zu. Nach einem Aufhebungs-

vertrag hatte sie den Beginn ihres Leis-

tungsanspruchs um ein Jahr verschoben. 

Die Agentur für Arbeit lehnte den Antrag 

später mit der Begründung ab, die erfor-

derliche Versicherungszeit liege nicht 
mehr innerhalb  der  maßgebl ichen 

Rahmenfrist.

Das BSG entschied dagegen, dass die 
Verschiebung des Leistungsbeginns zu-

lässig sei. Maßgeblich sei, dass die Vor-

aussetzungen bereits mit Eintritt der Ar-
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Kurznachrichten
& Urteile

Sozialgericht Berlin verurteilt 
Jobcenter zur Übernahme der 
Kosten für einen Pass

Das Sozialgericht Berlin hat entschieden, 
dass ein Jobcenter die Kosten für ausländi-
sche Reisepässe als Mehrbedarf nach § 21 

Abs. 6 SGB II übernehmen muss. Es verurteil-

te das Jobcenter zur Zahlung von 338,30 €.
Zwei Leistungsberechtigte benötigten 

neue niederländische Reisepässe, nach-

dem ein Pass gestohlen worden und der 
andere abgelaufen war. Das Jobcenter 

lehnte eine Kostenübernahme mit dem 
Hinweis ab, die Ausgaben könnten aus 
dem Regelbedarf angespart werden.

Das Gericht widersprach: Pass-

kosten seien ein besonderer, ein-

maliger Bedarf und nicht vom Re-

gelbedarf umfasst. Deshalb kom-

me weder ein Verweis auf Eigenfi-

nanzierung noch auf ein Darlehen 

nach § 24 Abs. 1 SGB II in Betracht. 

Umschichtungen innerhalb des Re-

gelbedarfs seien nur zulässig, 
wenn der betreffende Bedarf überhaupt 

vom Regelbedarf erfasst werde. 

SG Berlin vom 27.04.2026 – S 101 AS 
4696/25
 
Anmerkung: Das SG Berlin grenzt sich aus-
drücklich vom BSG, Urteil vom 12.09.2018 – 
B4 AS 33/17 R ab. Während das BSG Pass-
kosten grundsätzlich als vom Regelbedarf 
umfasst ansieht und deshalb ein Darlehen 
für zulässig hält, bewertet das SG Berlin die-
se Kosten als nicht vom Regelbedarf erfasst. 
Damit sei eine darlehensweise Finanzie-
rung unabhängig von der Höhe der Kosten 
ausgeschlossen. Die Entscheidung dürfte 
insbesondere für die Flüchtlingsberatung 
von erheblicher Bedeutung sein.    

Quelle:Tacheles-Sozialhilfe.de

F
o

to
: 

A
g

n
e

ta
 B

e
ck

e
r



35

N I C H T  S P E R R I G  _  N I C H T  S P E R R I G N I C H T  S P E R R I G N I C H T  S P E R R I G

Ehepartner müssen  
wunschgemäß auch neben-
einander bestattet werden
Das Sozialamt muss bei der Übernahme 

von Bestattungskosten nach § 74 SGB XII 
den Wunsch von Ehepartnern berücksich-

tigen, nebeneinander bestattet zu werden, 
sofern dies möglich ist und keine unver-

hältnismäßigen Mehrkosten entstehen.

Das BSG begründet dies mit dem beson-

deren Schutz der Ehe nach Artikel 6 Grund-

gesetz, der auch über den Tod eines Ehe-

partners hinauswirkt.

BSG, Urteil vom 12.03.2026 
(Az. B 8 S0 8/24 R): (A-Info) 

Selbständige und Jobcenter: 
Es gilt immer der gesamte Bewilligungszeitraum

Selbstständige mit vorläufig bewilligten Leistungen nach § 41a SGB II müssen 
auch dann ihre Einnahmen für den gesamten Bewilligungszeitraum nachwei-

sen, wenn sie den Leistungsbezug vorzeitig beenden.
Nach Auffassung des BSG können weder Antragsrücknahme noch Verzicht 

den ursprünglichen Bewilligungszeitraum verkürzen. Deshalb ist das gesamte 

Einkommen dieses Zeitraums maßgeblich und alle entsprechenden Unterla-

gen sind auf Verlangen vorzulegen.  
BSG, Urteil vom 12.03.2026 (Az. B 4 AS 29/21 R): (A-Info)
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Von wegen Urlaub:  
Oft nicht einmal eine Woche
2025 konnten sich nach Angaben des 

Statistischen Bundesamtes rund 17,3 
Millionen Menschen in Deutschland kei-

ne einwöchige Urlaubsreise leisten. Das 
entspricht 21 Prozent der Bevöl kerung.

Besonders betroffen sind Haushalte 

mit niedrigen Einkommen: Fast jede 
zweite Person im untersten Einkom-

mensfünftel konnte sich keinen Urlaub 
leisten. Auch Alleinstehende und Allein-

erziehende sind überdurchschnittlich 

häufig betroffen. Mit steigendem Einkom-

men nimmt der Anteil deutlich ab.  

Quelle: Pressemitteilung Nr. N040 des 
Destatis vom 23.06. 2026




